
 

 

 I

 

  

 

Würzburger Studien zum Umweltenergierecht 

Effektive (Mindest-)Mengen-
vorgaben für den PV-Ausbau 
im Landesrecht 

Optionen eines quantitativen Steuerungsmecha-
nismus für die planerische Flächenbereitstellung 

# 41 | 15.07.2025 

 

erstellt von 
Jonas Otto 
Dr. Nils Wegner 

ISSN 2365-7146 



 

 

II Effektive landesrechtliche (Mindest-)Mengenvorgaben für den PV-Ausbau 

 

  

 
 
 
 

Zitiervorschlag: 
J. Otto/N. Wegner, Effektive (Mindest-) 
Mengenvorgaben für den PV-Ausbau im 
Landesrecht,  
Würzburger Studien zum Umweltenergierecht  
Nr. 41 vom 15.07.2025. 

Entstanden im Rahmen des Vorhabens: 
„Ansätze für eine quantitative Steuerung des 
Ausbaus von PV-Freiflächenanlagen in Baden-
Württemberg (QuantPV-BW)“; QuantPV-BW wird 
gefördert mit Mitteln des Landes Baden-
Württemberg durch den beim Karlsruher Institut für 
Technologie eingerichteten Projektträger. 

            

 
Stiftung Umweltenergierecht  
Friedrich-Ebert-Ring 9 
97072 Würzburg 

Telefon 
+49 931 794077-0 

Telefax 
+49 931 7940 77-29 

E-Mail 
otto@stiftung-umweltenergierecht.de 
wegner@stiftung-umweltenergierecht.de 

Internet 
www.stiftung-umweltenergierecht.de 

 

Vorstand 
Prof. Dr. Thorsten Müller 
Fabian Pause, LL.M. Eur. 

Stiftungsrat 
Prof. Dr. Monika Böhm (Vorsitzende) 
Prof. Dr. Franz Reimer (stv. Vorsitzender) 
Prof. Dr. Gabriele Britz 
Prof. Dr. Markus Ludwigs 
Prof. Dr. Sabine Schlacke 
 

Spendenkonto 
Sparkasse Mainfranken Würzburg 
IBAN: DE16 7905 0000 0046 7431 83 
BIC: BYLADEM1SWU 



 

 

 III

Zusammenfassung _____________________________________________________________ 1 

A. Einführung __________________________________________________________________ 2 

B. Landesrechtliche (Mindest-)Mengenvorgaben und Defizite bei ihrer 
Durchsetzung _________________________________________________________________ 5 

I. Mengenvorgabe als Flächen- oder Leistungsvorgabe ___________________________________ 5 

II. Erfassung jeglicher PV-Freiflächenanlagen oder Differenzierung nach Anlagentypen _ 7 

III. Gewährleistung des Gesamtziels oder lediglich eines Sockelbeitrags __________________ 7 

IV. Bindungswirkungen der Vorgaben ____________________________________________________ 7 

1. Normative Verbindlichkeit ___________________________________________________________ 7 

2. Begrenzte praktische Durchsetzbarkeit _____________________________________________ 9 

V. Zwischenfazit __________________________________________________________________________ 10 

C. Option 1: Planerische Flächenbereitstellung durch die Raumordnung _______ 11 

I. Erforderliche Änderungen im Bundesrecht _____________________________________________ 11 

1. Außenbereichsprivilegierung nach § 35 Abs. 1 BauGB in PV-Vorranggebieten _______ 12 

2. Solarenergiegebiete auf Raumordnungsebene nach § 249b Abs. 5 BauGB-E ________ 13 

II. An die Regionalplanung adressierte Mengenvorgaben ________________________________ 13 

III. Berücksichtigung der planerisch ausgewiesenen und privilegierten Flächen für die PV 
in den Gemeinden ________________________________________________________________________ 14 

IV. Zwischenfazit _________________________________________________________________________ 15 

D. Option 2: Vorrang gemeindlicher Planung und raumordnerischer 
„Lückenschluss“ _______________________________________________________________ 17 

I. Die Raumordnung als bedingte und befristete Rückfalloption zum Lückenschluss ____ 18 

1. Die Verfehlung regionsbezogener Ausbauziele als Bedingung für das Tätigwerden 
der Raumordnung ____________________________________________________________________ 18 

2. Berücksichtigung des Gegenstromprinzips zur „gerechten“ Verteilung des Ausbaus 
zwischen den Gemeinden ____________________________________________________________ 19 

II. Raumordnerisches Tätigwerden nach erneuter politischer Entscheidung _____________ 20 

III. Zwischenfazit _________________________________________________________________________ 21 

E. Gesamtfazit: Den Ländern Optionen für eine effektive Mengensteuerung 
eröffnen ______________________________________________________________________ 23 

Inhaltsverzeichnis 



 

 

 1

Um die Ausbauziele für die Photovoltaik 
(PV) zeitnah und kostengünstig zu erfüllen, 
ist neben Dachanlagen der Ausbau von 
Freiflächenanlagen in erheblichem Umfang 
nötig. Auch wenn deren Ausbau akut eher 
durch mangelnde Netzkapazitäten gefähr-
det scheint, kann er nur dann gelingen, 
wenn bis 2040 stets auch ausreichend Flä-
chen planerisch bereitgestellt werden. 

Aktuell ist eine Flächenbereitstellung im er-
forderlichen Umfang jedoch nicht rechtlich 
abgesichert. Abgesehen von den be-
schränkten Außenbereichsprivilegierungen 
entscheiden die Gemeinden weitgehend 
frei, ob und in welchem Umfang sie mit Be-
bauungsplänen Flächen für die PV öffnen. 
Angesichts der künftig geforderten Aus-
bauvolumina erscheint aber mittel- und 
langfristig fraglich, ob die freiwilligen ge-
meindlichen Planungen zur Zielerreichung 
ausreichen. Selbst wenn die Länder als Ant-
wort hierauf Mengenvorgaben für die ge-
meindliche Flächenbereitstellung formulie-
ren, stoßen diese aktuell zumindest fak-
tisch auf Schwierigkeiten bei der Durchset-
zung gegenüber den Gemeinden. 

Der Bundesgesetzgeber könnte die Men-
gensteuerung in den Ländern deutlich ver-
bessern, indem er, ohne selbst quantitative 
Vorgaben in einem „SolarBG“ zu regeln, 
den Ländern Möglichkeiten für eine effek-
tive Mengensteuerung an die Hand gibt. 
Hierzu könnte der Bund bestimmte Ge-
bietsausweisungen der Raumordnung für 
die PV mit einer unmittelbar baurechtser-
möglichenden Wirkung ausstatten, wie sie 
den „Solarenergiegebieten“ zukommen 
sollte, die zuletzt im Rahmen der Umset-
zung der novellierten Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie unter anderen Gesichts-
punkten diskutiert wurden. 

Den Ländern bliebe es in diesem Fall über-
lassen, ob und wie sie von der Möglichkeit 
einer Mengensteuerung Gebrauch machen. 
Sie könnten dies je nach landesspezifischen 
Voraussetzungen und Fortschritt des PV-
Ausbaus im Land entscheiden. Aus der Per-
spektive des Bundes würde somit zwar 
keine verbindliche gesamtstaatliche Men-
gensteuerung erreicht. Es würde aber die 
Wahrscheinlichkeit erhöht, dass weitere 
bundesrechtliche Maßnahmen für eine 

ausreichende Flächenbereitstellung für die 
PV entbehrlich bleiben. 

Für das Wie der Umsetzung einer landes-
rechtlichen Mengensteuerung zeigt die 
vorliegende Studie zwei Optionen auf: Ers-
tens können die Länder Mengenvorgaben 
primär an die Raumordnung richten und 
die aktuell bei den Gemeinden liegende 
Flächenbereitstellung jedenfalls teilweise 
auf die Ebene der Raumordnung „hochzo-
nen“. Zweitens könnten die Länder anstatt 
dessen das Leitbild eines durch die Ge-
meinden gesteuerten PV-Ausbaus beibe-
halten und regeln, dass die Raumordnung 
allein als Rückfalloption zum Lückenschluss 
agiert, sofern die Gemeinden nicht selbst 
ausreichende Planungen vornehmen. Die 
Optionen besitzen Vor- und Nachteile, die 
sich etwa auf die lokale Verankerung des 
PV-Ausbaus, dessen übergreifende räumli-
che Koordination mit anderen Belangen 
und Planungen sowie den erforderlichen 
Regelungs- und Vollzugsaufwand beziehen. 

Kernergebnisse 

▶ Mittel- und langfristig kann eine Men-
gensteuerung der planerischen Flä-
chenbereitstellung für die PV erforder-
lich werden. Der Effekt schon heute be-
stehender Mengenvorgaben in den Län-
dern gegenüber den Gemeinden ist 
jedoch faktisch gering. 

▶ Der Bund kann den Ländern die Mög-
lichkeit für eine effektive Mengensteue-
rung eröffnen, indem Gebietsauswei-
sungen der Raumordnung eine unmit-
telbar baurechtsermöglichende Wir-
kung verliehen wird. Mit den 
Solarenergiegebieten strebte der Ge-
setzgeber zuletzt aus anderen Gründen 
eine solche Regelung an. 

▶ Die Länder würden in diesem Fall ent-
scheiden, ob und in welchem Umfang 
sie von der Mengensteuerung Gebrauch 
machen und ob diese sich primär an die 
Raumordnung richtet oder stärker auf 
die Gemeinden fokussiert, während die 
Raumordnung allein als Rückfalloption 
zum Lückenschluss tätig werden würde. 

Zusammenfassung 
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Die Flächenbereitstellung für den Ausbau 
der PV ist weitestgehend als dezentraler 
Prozess konzipiert. Im aktuellen Rechtsrah-
men erfolgt sie vor allem durch Bebau-
ungspläne der Gemeinden. Daneben kön-
nen PV-Freiflächenanlagen nur in begrenz-
tem Umfang auch ohne einen Bebauungs-
plan auf der Grundlage einer gesetzgeberi-
schen Außenbereichsprivilegierung zuge-
baut werden. Dies betrifft Vorhaben ent-
lang von Autobahnen und bestimmten 
Schienenwegen (§ 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) Bau-
gesetzbuch [BauGB]1)2 sowie hofnahe Anla-
gen der Agri-PV (§ 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB)3. 
Eine mengenmäßige Rückbindung dieser 
Instrumente an die Ausbauziele des Bun-
des besteht im derzeitigen Rechtsrahmen 
nicht. Anders als bei der Flächenbereitstel-
lung für die Windenergie hat die Bundes-
ebene aus den in § 4 S. 1 Nr. 3 Erneuerbare-
Energien-Gesetz 2023 (EEG 2023)4 formu-
lierten Ausbauzielen gerade keinen Ge-
samtflächenbedarf abgeleitet, geschweige 
denn diesen auf die Länder mittels Flä-
chenzielen heruntergebrochen. Im Ergeb-
nis hängt die Erreichung der allein leis-
tungsbezogen gefassten bundesweiten PV-
Ausbauziele deshalb wesentlich davon ab, 
dass sich die einzelnen Gemeinden inner-
halb ihres Planungsermessens dazu ent-
schließen, ausreichend Flächen für die PV 
auszuweisen, sofern sie hierbei nicht ihrer-
seits bereits heute ausnahmsweise 

 
1 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist. 
2 Hierzu J. Otto/N. Wegner, Diskussionspapier: Weiter-
entwicklung der Außenbereichsprivilegierung von PV-
Freiflächenanlagen, Würzburger Berichte zum Umwelt-
energierecht Nr. 56 vom 16.02.2023, S. 10 f., https://stif-
tung-umweltenergierecht.de/wp-content/uplo-
ads/2023/02/2023-02-16_Wuerzburger-Bericht_Aussen-
bereichsprivilegierung-PV-Freiflaechenanlagen.pdf. 
3 Siehe J. Otto/N. Wegner, Hofnahe Agri-PV-Anlagen 
nach § 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB: Privilegierte Mehrfachnut-
zung für weniger Flächenkonkurrenz und mehr Akzep-
tanz?, ZUR 2024, S. 154 (156 ff.). 
4 Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. 
I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
21. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 52) geändert worden 
ist. 
5 Zur Mengensteuerung durch das Klimaschutz- und 
Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg 
(KlimaG BW) siehe demnächst M. Scharpf/N. Wegner, 

vorhandene mengenmäßige Vorgaben der 
Landes- oder der regionalen Ebene zu be-
achten haben5. 

In den letzten Jahren konnten die PV-Aus-
bauziele zwar auch ohne weitergehende 
Rückbindung der Planungsinstrumente er-
reicht werden6. Für die Zukunft ist zum Er-
reichen der Ausbauziele jedoch noch ein-
mal eine deutliche, wenn auch schrittweise 
Steigerung der jährlichen Zubaurate vorge-
sehen. Während unter Berücksichtigung 
der angestrebten mindestens hälftigen 
Verteilung des PV-Ausbaus auf Dach- und 
Freiflächen im Jahr 2024 ein Zubau von 
6,5 GW avisiert wurde, sind im Jahr 2025 
PV-Freiflächenanlagen mit einer Leistung 
von ca. 9 GW zuzubauen und in den Folge-
jahren von 2026 bis 2040 jährliche Ausbau-
volumina von ca. 11 GW auf der Freifläche 
zu erreichen7. Trotz der gegenwärtig star-
ken Entwicklung des PV-Ausbaus erschei-
nen daher in Zukunft Szenarien möglich, in 
denen die weitestgehend durch die Ge-
meinden selbst gesteuerte Flächenbereit-
stellung hinter dem Umfang zurückbleibt, 
der zur Erreichung der Ausbauziele erfor-
derlich ist. Bereits heute zeigt sich, dass der 
Freiflächenausbau sehr unterschiedlich 
zwischen einzelnen Gemeinden und Regio-
nen verteilt ist, ohne dass dies überall 
durch verschiedene Flächenpotenziale für 
die PV bedingt wäre8. Mittel- und langfris-
tig könnte das Fortbestehen solcher 

Quantitative Steuerung von Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen in Baden-Württemberg, VBlBW 2025, i. E.; all-
gemein und grundlegend zur Steuerung mittels Men-
genvorgaben S. Wagner, Klimaschutz durch Raumord-
nung, 2018, S. 313 ff. 
6 Vgl. Expertenkommission zum Energiewende-Moni-
toring, Monitoringbericht, Juni 2024, S. 61, 
https://www.bundesnetzagentur.de/Shared-
Docs/Downloads/DE/Sachgebiete/Energie/Unterneh-
men_Institutionen/MonitoringEnergiederZukunft/mo-
nitoringbericht_2024.pdf?__blob=publicationFile&v=4. 
7 BMWK, Photovoltaik-Strategie – Handlungsfelder und 
Maßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der 
Photovoltaik, 05.05.2023, S. 5 f. 
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikatio-
nen/Energie/photovoltaik-stategie-
2023.pdf?__blob=publicationFile&v=8; siehe auch § 4 
S. 1 Nr. 3, S. 2 EEG 2023. 
8 Siehe etwa KEA-BW, Starker Photovoltaik-Ausbau in 
Baden-Württemberg – Große regionale Unterschiede: 
Donau-Iller führt beim Solarzubau deutlich, 12.09.2023, 
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Ungleichgewichte zu einem Akzeptanzver-
lust in ambitionierten Gemeinden und Re-
gionen führen und zur Folge haben, dass 
die Ausbauziele insgesamt verfehlt werden. 

Zwar liegen die akuteren Risiken und Her-
ausforderungen für den weiteren zielkon-
formen Ausbau der Freiflächen-PV eher bei 
der Netzintegration des PV-Stroms9. Soll 
der Ausbau wie geplant voranschreiten, 
müssen jedoch letztlich sämtliche Voraus-
setzungen und damit auch die ausrei-
chende Ausweisung geeigneter Flächen 
stetig und kumulativ gewährleistet werden. 
Gerade bei der Flächenbereitstellung ist 
aufgrund der langen Verfahrensdauer und 
Planungszyklen ein vorsorgendes Tätigwer-
den auf regulatorischer Ebene erforderlich. 
Dies gilt jedenfalls dann, wenn die Flächen-
bereitstellung überwiegend mittels planeri-
scher Flächenausweisungen und nicht zu 
einem noch erheblicheren Teil mittels un-
mittelbar wirkender gesetzgeberischer Pri-
vilegierungsregelungen geschehen soll. 

Beide Wege einer Flächenbereitstellung 
schließen sich nicht gegenseitig aus. Im 
Gegenteil spricht vieles dafür, dass sich Au-
ßenbereichsprivilegierungen und planeri-
sche Ausweisungen für die PV auch in Zu-
kunft ergänzen. Denn durch eine Außenbe-
reichsprivilegierung können Flächen für die 
PV zwar besonders schnell geöffnet wer-
den. Demgegenüber steuern gemeindliche 
Planungsverfahren den PV-Ausbau aber 
deutlich detaillierter und binden dabei die 
lokale Öffentlichkeit mit ein, was nicht zu-
letzt unter Akzeptanzgesichtspunkten rele-
vant ist10. 

 

https://www.kea-bw.de/news/starker-photovoltaik-aus-
bau-in-baden-wuerttemberg-im-ersten-halbjahr-2023-
donau-iller-bei-pv-liga-vorne.  
9 Siehe BBF/Ember/E3G/IEEFA, How Europe’s grid ope-
rators are preparing for the energy transition, Mai 2025, 
S. 15, https://beyondfossilfuels.org/wp-content/uplo-
ads/2025/05/REPORT_FINAL.pdf, wonach in Deutsch-
land aktuell Wind- und Solaranlagen mit einer Leis-
tung von ca. 70 GW auf einen Netzanschluss warten; 
zum hohen Anteil des einspeisegetriebenen Netzaus-
baubedarfs siehe BNetzA, Update: Verteilernetze bis 
2045, 31.03.2025, https://www.smard.de/page/home/to-
pic-article/444/215544. 
10 Betroffen ist insofern die sog. Verfahrensakzeptanz, 
siehe hierzu C. Lorenz, Akzeptanzmodelle, 2022, S. 36 
sowie im Weiteren T. Würtenberger, Akzeptanz durch 
Verwaltungsverfahren, NJW 1991, S. 257 (260 f.). 
11 Windenergieflächenbedarfsgesetz vom 20. Juli 2022 
(BGBl. I S. 1353), das zuletzt durch Artikel 12 des Geset-
zes vom 8. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 151) geändert 

Um daher gerade auch eine planerische 
Flächenbereitstellung zielkonform zu ge-
währleisten, sollen vorliegend Optionen für 
effektive (Mindest-)Mengenvorgaben auf-
gezeigt werden. Inhaltlich betrachtet setzt 
eine effektive Mengensteuerung für die 
planerische Flächenbereitstellung nicht nur 
voraus, dass die Planungsträger mit be-
stimmten Mengenvorgaben normativ 
adressiert werden. Damit ein ausreichen-
des Maß an Effektivität hergestellt wird, 
müssen zudem praktikable Mechanismen 
existieren, um die Vorgaben nötigenfalls 
gegenüber den Planungsträgern umzuset-
zen. Für die Windenergie an Land hat der 
Gesetzgeber mit dem Windenergieflächen-
bedarfsgesetz (WindBG)11 und der Reform 
des windenergiespezifischen Planungs-
rechts im Baugesetzbuch durch das Wind-
an-Land-Gesetz12 und weiteren Änderun-
gen aus dieser Erkenntnis heraus einen 
materiellen Durchsetzungsmechanismus 
geschaffen13, um für den Fall einer Zielver-
fehlung durch die Planungsträger bereits 
einen alternativen Weg zur Zielerreichung 
vorzusehen14. Ein solcher „Plan B“ für den 
Fall der Zielverfehlung kann bei der PV-Flä-
chenausweisung im Ausgangspunkt 
schwerpunktmäßig ebenso im Bundes- wie 
im Landesrecht normiert werden. 

Eine vor allem auf Bundesebene verortete 
Mengensteuerung könnte entweder in An-
lehnung an das Windenergieflächenbe-
darfsgesetz ein gänzlich neues Bedarfspla-
nungsregime für die PV schaffen („So-
larBG“) oder erstmalig die Bundesraumord-
nung einsetzen, um PV-Freiflächenanlagen 
durch zielförmige Festlegungen zu 

worden ist; zum Planungsregime nach dem Windener-
gieflächenbedarfsgesetz und den mit diesem zusam-
menhängenden baurechtlichen Regelungen siehe 
S. Benz/N. Wegner, Das Wind-an-Land-Gesetz – neue 
Grundlagen für die Flächenbereitste11ung für die 
Windenergie, ZNER 2022, S. 367. 
12 Gesetz zur Erhöhung und Beschleunigung des Aus-
baus von Windenergieanlagen an Land vom 20. Juli 
2022 (BGBl. I, S. 1353). 
13 Angelehnt an den Begriff der „materiell-rechtlichen 
Steuerungsansätze“ bei W. Erbguth, Klimakrise, Ener-
giekrise: Beurteilung und Fortentwicklung neuer ma-
teriell-rechtlicher Steuerungsansätze, DVBl 2023, S. 510. 
14 Skeptisch zur Übertragbarkeit eines solchen Ansat-
zes auf andere Felder als die Windenergieplanung 
S. Schlacke/C. Plate/E.-M. Thierjung, Beschleunigung 
des WEA-Ausbaus: Befund, Umsetzung, role model – 
eine Zwischenbilanz, NVwZ 2025, S. 441 (446). 
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steuern15. Beide Optionen würden einen 
tiefgreifenderen Systemwechsel im Pla-
nungsrecht der PV bedeuten, der immer 
auch ein Risiko von Fadenrissen birgt. Zu-
dem scheint eine bundesweit einheitliche 
Mengensteuerung für die Flächenbereit-
stellung bei der PV weit weniger erforder-
lich als in Bezug auf die Windenergie. Denn 
anders als bei der Windenergie muss bei 
der PV etwa nur ein geringer Anteil der tat-
sächlich vorhandenen Flächenpotenziale 
schlussendlich genutzt werden, um die 
Ausbauziele zu erreichen16. Dies und auch 
die mit dem Freiflächenausbau verbunde-
nen spezifischen Konflikte dürften ein ge-
ringeres Bedürfnis jedenfalls für eine über-
greifende Koordinierung auf Bundesebene 
auslösen. Demgegenüber kann sich eine 
primär landesrechtliche Verortung einer 
Mengensteuerung auf eine Stärkung der 
Raumordnung bei der Flächenbereitstel-
lung beschränken und – bei allen auch hier-
mit verbundenen Veränderungen – eine 
größere Kontinuität mit dem bisherigen 
Rechtsrahmen insbesondere dann bewah-
ren, wenn auch weiterhin in erster Linie die 
kommunale Ebene zur planerischen Tätig-
keit angereizt werden soll. 

Die vorliegende Analyse legt zunächst dar, 
dass im heutigen Rechtsrahmen Mengen-
vorgaben der Bundesländer für den PV-
Ausbau jedenfalls in der Praxis nicht ausrei-
chend effektiv gegenüber den Gemeinden 
sind (B. ). In Reaktion hierauf könnte die 
Raumordnung als erste Option in die Lage 
versetzt werden, unabhängig von den Ge-
meinden Baurechte für PV-Freiflächenanla-
gen zu ermöglichen. Die Mengenvorgaben 
würden in diesem Fall abschließend durch 
die Raumordnung umgesetzt (C. ). Eine 

 
15 Derzeit können Pläne der Bundesraumordnung nach 
§ 17 Abs. 3 S. 1 Raumordnungsgesetz (ROG) lediglich 
einzelne Grundsätze der Raumordnung nach § 2 Abs. 2 
ROG konkretisieren. Der Bund müsste im Rahmen sei-
ner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz für 
die Raumordnung nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 31 Grundge-
setz (GG) mithin erst eine gesetzliche Grundlage schaf-
fen, damit die Bundesraumordnung zielförmige Festle-
gungen für den Zubau von PV-Freiflächenanlagen tref-
fen kann. Weiterhin müsste der Bund auch über eine 
Verwaltungskompetenz zur Ausübung der Bundes-
raumordnung zum Zwecke der Flächensicherung für 
PV-Freiflächenanlagen verfügen, vgl. hierzu in Bezug 
auf die Windenergie D. Bauknecht/C. Heine-
mann/M. Kahles/D. Ritter/R. Seidl/N. Wegner, Bundes-
rechtliche Mengenvorgaben bei gleichzeitiger Stär-
kung der kommunalen Steuerung für einen klimage-
rechten Windenergieausbau – Kurzgutachten, UBA Cli-
mate Change 21/2020, S. 24 f., 

mengenmäßig ausreichende Flächenbe-
reitstellung ließe sich so besser als bislang 
sicherstellen. Damit sind aber durchaus Ri-
siken für die Nutzbarkeit der ausgewiese-
nen Flächen und die lokale Akzeptanz ver-
bunden. Mit der zweiten Option könnten 
diese Risiken vermieden werden: Bauleit-
planerischen Ausweisungen könnte weiter-
hin eine maßgebliche Rolle bei der Schaf-
fung von Baurechten beigemessen werden, 
soweit die gemeindlichen Ausweisungen in 
ausreichendem Umfang stattfinden. Ge-
meindlich geplante Standorte würden so 
weiterhin angereizt und blieben bei dieser 
Option das eigentliche Ziel der Mengen-
steuerung. Als „Plan B“ könnten die Länder 
ihre jeweilige Raumordnung jedoch in die 
Lage versetzen, eine verbleibende Lücke 
zur Zielerreichung unabhängig von den Ge-
meinden zu schließen (D. ). In der Gesamt-
betrachtung zeigt sich, dass beide Optio-
nen einer Mengensteuerung jeweils spezifi-
sche Vor- und Nachteile mit sich bringen. 
Die für beide Optionen vorausgesetzte 
Stärkung der Raumordnung durch den 
Bund würde den Ländern Gestaltungs-
räume eröffnen, eine an die gegebene Situ-
ation angepasste Lösung für eine verbes-
serte Flächenbereitstellung für die PV zu 
finden (E. ). 

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/fi-
les/medien/1410/publikationen/2020-07-08_cc_21-
2020_klimagerechter_ee-ausbau_flaechensiche-
rung.pdf.  
16 Dagegen orientieren sich die Flächenbeitragswerte 
für die einzelnen Bundesländer nach der Anlage zum 
Windenergieflächenbedarfsgesetz – wenn auch nor-
mativ durch Ober- und Untergrenzen nicht unerheb-
lich eingeschränkt – gerade auch an den jeweils in ei-
nem Bundesland vorhandenen Flächenpotenzialen für 
die Windenergie, vgl. Guidehouse/Fraunhofer IEE/Stif-
tung Umweltenergierecht/Bosch & Partner, Analyse 
der Flächenverfügbarkeit für Windenergie an Land 
post-2030 – Erstellt im Auftrag des BMWK, Mai 2022, 
S. 32 ff., https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikati-
onen/Energie/analyse-der-flachenverfugbarkeit-fur-
windenergie-an-land-post-2030.pdl?_blob-publication-
fileElv. 
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Mengenvorgaben für die planerische Flä-
chensicherung und -bereitstellung sind 
grundsätzlich rechtlich anerkannt17 und ha-
ben sowohl auf Bundes- als auch auf Lan-
desebene in verschiedener Weise eine Um-
setzung erfahren18. Unter Mengenvorgaben 
für die PV werden grundsätzlich klar bezif-
ferte quantitative Vorgaben in textlicher 
Form verstanden19, die den Trägern nachfol-
gender Planungsebenen vorschreiben, in 
welchem (Mindest-)Umfang sie letztlich 
Flächen auszuweisen haben. Gebietsaus-
weisungen der Raumordnung stellen dem-
gegenüber keine Mengenvorgaben im vor-
genannten Sinne dar, sie können vielmehr 
gerade deren Umsetzung im gestuften Pla-
nungssystem dienen. Dennoch weisen sie 
Bindungswirkungen für nachfolgende Pla-
nungsträger auf, deren Bezugspunkt ein je-
denfalls seinem Umfang nach umrissener 
Raum ist. Funktional können deshalb auch 
sie – wenn auch mit einem geringeren Grad 
der Bestimmtheit – zu einer quantitativen 
Steuerung eingesetzt werden und werden 
daher mit betrachtet.  

Inhaltlich können Mengenvorgaben sowohl 
flächen- als auch leistungsbezogen ausge-
staltet sein20 (B. I. ). Zusätzlich sind Differen-
zierungen zwischen verschiedenen Typen 
von PV-Freiflächenanlagen möglich (II. ). Ih-
rem Umfang nach können sich die Men-
genvorgaben auf die Deckung des Gesamt-
flächenbedarfs für den beabsichtigten PV-
Ausbau richten oder lediglich auf die Ge-
währleistung eines gewissen Teilbedarfs 
zielen (B. III. ). Von der Wahl der Form, aber 
auch ihrer inhaltlichen Ausgestaltung 

 
17 Vgl. B. Kümper, in: M. Kment (Hrsg.), ROG mit Landes-
planungsrecht, 2019, § 3 Rn. 71 ff.; S. Wagner, Klima-
schutz durch Raumordnung, 2018, S. 309 ff. 
18 Für die Windenergie gilt dies insbesondere im Rah-
men des Windenergieflächenbedarfsgesetzes des 
Bundes sowie seinen Umsetzungsregelungen in den 
Ländern. Für die PV siehe § 21 Klimaschutz- und Klima-
wandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg (Kli-
maG BW), § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 lit. a) i. V. m. § 3a Nieder-
sächsisches Klimagesetz (NKlimaG) sowie § 1 Abs. 1 S. 2 
Hs. 2 Hessisches Energiegesetz (HEG).  
19 B. Kümper, in: M. Kment (Hrsg.), ROG mit Landespla-
nungsrecht, 2019, § 3 Rn. 71; S. Wagner, Klimaschutz 
durch Raumordnung, 2018, S. 313. 

hängt es schließlich ab, welche normative 
Bindungswirkung sie gegenüber den 
adressierten Planungsträgern entfalten 
und welchen Verpflichtungsgehalt sie be-
sitzen. Mengenvorgaben können einerseits 
als Ziele oder Grundsätze der Raumord-
nung festgelegt werden21. Auf der anderen 
Seite ist eine Umsetzung auch als gesetzli-
che Vorgabe möglich. Die etwaig erforderli-
che Durchsetzung solcher Vorgaben weist 
im aktuellen Rechtsrahmen jedoch erhebli-
che Schwierigkeiten auf (B. IV. ). 

I. Mengenvorgabe als Flächen- oder 
Leistungsvorgabe 

Auch wenn Mengenvorgaben für die quan-
titative Steuerung von Freiflächenanlagen 
letztlich stets auf die Ausweisung von Flä-
chen abzielen, können sie sowohl als Flä-
chen- als auch als Leistungsvorgabe ausge-
staltet werden. Eine Ausgestaltung als Leis-
tungsvorgabe in Giga- oder Megawatt 
scheint schon deshalb nahezuliegen, weil 
auch die Ausbauziele des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes 2023 als Leistungsziele 
ausgestaltet sind. Insoweit würde für ein 
landesrechtliches Ziel besonders transpa-
rent, für welchen Anteil am bundesweiten 
Ausbauziel Flächen ausgewiesen werden 
sollen. Vorteile können sich auch für die 
Mehrfachnutzung ausgewiesener Flächen 
ergeben: Da die Ausweisung von Flächen 
hier auf die Installation einer bestimmten 

20 Zur vergleichbaren Diskussion auf dem Weg zum 
Windenergieflächenbedarfsgesetz vgl. H. von Seht, 
Ausreichend Raum für die Windenergienutzung an 
Land – Ein Vorschlag für neue regulative Rahmenbe-
dingungen, Raumforschung und Raumordnung 2021, 
S. 606 (611); N. Wegner, Reformansätze zum Planungs-
recht von Windenergieanlagen, Würzburger Studien 
zum Umweltenergierecht Nr. 26 vom 11.02.2022, S. 20 ff., 
https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-con-
tent/uploads/2022/02/Stiftung-Umweltenergier-
echt_Reformansaetze-zum-Planungsrecht-von-Wind-
energieanlagen_2022-02-11.pdf. 
21 S. Wagner, Klimaschutz durch Raumordnung, 2018, 
S. 313, 316. 

B. Landesrechtliche (Mindest-)Mengen-
vorgaben und Defizite bei ihrer Durchsetzung 
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Leistung abzielt, ist es planungsrechtlich22 
nicht erforderlich, die gesamte ausgewie-
sene Fläche uneingeschränkt einer PV-Frei-
flächennutzung zu widmen und dieser ei-
nen unbedingten und dauerhaften Vorrang 
vor anderen, hiermit nicht vereinbaren Nut-
zungen einzuräumen23. Vielmehr können 
auf der Fläche auch Nutzungen vorgesehen 
werden, die mit der PV konfligieren, sofern 
nur insgesamt die veranschlagte Leistung 
auf der ausgewiesenen Fläche realisierbar 
bleibt. Insbesondere könnte eine leistungs-
bezogene Mengenvorgabe für die PV so-
wohl auf Dächern als auch auf der Freiflä-
che erfüllt werden24. Es stellt letztlich eine 
politische Entscheidung dar, inwieweit eine 
Gesamtvorgabe für beide Segmente oder 
jeweils eigene Vorgaben gefasst werden 
sollen. Bei der Entscheidung sind neben 
förderrechtlichen Regelungen25 die unter-
schiedlichen Kostenstrukturen und die un-
terschiedlichen Ausbaugeschwindigkeiten 
von Dach- und Freiflächenanlagen aus 
Sicht des Gesamtsystems zu beachten. Da 
vor allem Dächer aus vielfältigen Gründen 
in der Praxis ungenutzt bleiben26, sollte zu-
dem gerade bei einer Vorgabe, die dieses 
Segment einbezieht, Vorsorge für den Fall 
der Nicht-Umsetzung der vorgegebenen 
Leistung getroffen werden. Überdies dürf-
ten solche auch auf Dachanlagen gemünz-
ten Vorgaben ohnehin erst gegenüber Ge-
meinden relevant werden, da Dachanlagen 
auf den höheren Planungsebenen der 
Raumordnung mangels 

 
22 Die Öffnung von Flächen für anderweitige Nutzun-
gen kann allerdings durchaus dazu führen, dass die zi-
vilrechtliche Flächenverfügbarkeit für die PV-Nutzung 
nicht mehr herzustellen ist.  
23 Vgl. dazu die in Kürze erscheinende Studie: B. Eichler 
u. a., Hybridprojekte aus Windenergie und Photovol-
taik, UBA Climate Change xx/2025, S. 50 ff. 
24 Vgl. § 1 Abs. 1 S. 2 Hs. 2 HEG, LT-Drs. 20/8758, S. 11 f. 
25 Vgl. § 4 S. 2 EEG 2023 sowie die hierauf abgestimm-
ten Ausschreibungsmengen nach §§ 28a, 28b EEG 
2023. 
26 Vgl. nur BMWK, Photovoltaik-Strategie – Handlungs-
felder und Maßnahmen für einen beschleunigten Aus-
bau der Photovoltaik, 05.05.2023, S. 19, 
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikatio-
nen/Energie/photovoltaik-stategie-
2023.pdf?__blob=publicationFile&v; zum bislang gerin-
gen Anteil genutzter Potenziale selbst bei Neubauten 
in ausgewählten Großstädten siehe LichtBlick, Solar-
Check 2020, Juni 2020, S. 4, https://www.licht-
blick.de/presse/14-grossstaedte-im-solarcheck-deut-
sche-metropolen-hinken-beim-solarausbau-hinterher/.  

Raumbedeutsamkeit nicht in den Blick ge-
nommen werden (dürfen). 

Auch bei einer als Flächenvorgabe konzi-
pierten Mengenvorgabe kann die beabsich-
tigte zu installierende Leistung nicht außer 
Betracht bleiben. Vielmehr müssen bereits 
bei der Bemessung der Flächenvorgabe 
Annahmen über die zu installierende Leis-
tung pro Flächeneinheit getroffen wer-
den27. Dies geschieht notwendigerweise 
mit einer gewissen Pauschalität, das heißt 
unter Ausblendung individueller, etwa to-
pographischer, Umstände, und damit auf 
Kosten einer ansonsten theoretisch erziel-
baren höheren Flächeneffizienz. Auf der an-
deren Seite werden so aber die Planungs-
träger von entsprechenden Überlegungen 
entlastet und es wird außerdem verhindert, 
dass sie diesbezüglich eigene, voneinander 
abweichende Umrechnungsfaktoren zu-
grunde legen. 

Darüber hinaus wird für Flächenvorgaben 
betont, dass diese für Planungsträger leich-
ter umzusetzen sind als die für Raumplaner 
fremden Leistungsvorgaben28. Nicht nur als 
an die Planungsträger gerichtete Hand-
lungsnorm besitzt eine Flächenvorgabe ge-
wisse Vorteile in der Handhabung, auch als 
an die Gerichte adressierte Kontrollnorm ist 
dies der Fall. Für Gerichte ist die Erfüllung 
einer Flächenvorgabe leichter zu kontrollie-
ren, da eine Prüfung der bei Leistungsvor-
gaben notwendigen Umrechnungsfaktoren 
und diesen zugrunde liegenden prognosti-
schen Annahmen hier entfällt29. 

27 Vgl. D. Günnewig/E. Johannwerner/T. Wachter/ 
B. Bleyhl/T. Kelm/L. Liebhart/M. Klingler/N. Wegner/ 
J. Otto/D. Fietze, Zukünftige Solar-Anlagen: Technolo-
gien, Auswirkungen, räumliche Steuerungsmöglichkei-
ten, Endbericht, BfN-Schriften 712/2024, S. 21, 
https://bfn.bsz-bw.de/frontdoor/deliver/in-
dex/docId/1834/file/Schrift712.pdf; D. Günnewig/E. Jo-
hannwerner/T. Kelm/J. Metzger/N. Wegner/C. Moog/ 
J. Kamm, Umweltverträgliche Standortsteuerung von 
Solar-Freiflächenanlagen, UBA Texte 141/2022, S. 64 f., 
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/fi-
les/medien/479/publikationen/texte_141-2022_umwelt-
vertraegliche_standortsteuerung_von_solar-freiflae-
chenanlagen.pdf. 
28 H. von Seht, Ausreichend Raum für die Windenergie-
nutzung an Land – Ein Vorschlag für neue regulative 
Rahmenbedingungen, Raumforschung und Raumord-
nung 2021, S. 606 (611). 
29 Vgl. N. Wegner, Reformansätze zum Planungsrecht 
von Windenergieanlagen, Würzburger Studien zum 
Umweltenergierecht Nr. 26 vom 11.02.2022, S. 20 ff., 
https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-
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II. Erfassung jeglicher PV-
Freiflächenanlagen oder 
Differenzierung nach Anlagentypen 

Im Einzelnen lassen sich verschiedene Ty-
pen von PV-Freiflächenanlagen unterschei-
den, was auch eine Mengensteuerung für 
die Flächenbereitstellung aufgreifen 
könnte. Von regulären Anlagen können ins-
besondere PV-Mehrfachnutzungen, wie die 
Agri-, Moor- oder Parkplatz-PV, unterschie-
den werden30. Sofern Mengenvorgaben 
nicht näher hinsichtlich des Anlagentyps 
differenzieren, erfassen sie planerische Aus-
weisungen für alle denkbaren Formen von 
PV-Freiflächenanlagen31. Falls hierfür ein 
Bedürfnis gesehen wird, können Mengen-
vorgaben aber auch nach verschiedenen 
Anlagentypen aufgeschlüsselt werden, 
etwa um einzelne Typen besonders zu för-
dern. Hierbei wäre aber deren zum Teil 
deutlich abweichende Flächeneffizienz hin-
sichtlich der Stromerzeugung zu berück-
sichtigen. 

III. Gewährleistung des Gesamtziels 
oder lediglich eines Sockelbeitrags 

Unabhängig vom Bezugspunkt einer Men-
genvorgabe muss ihr Umfang nicht not-
wendigerweise mit dem angestrebten Ge-
samtausbau der PV im jeweiligen Land 
identisch sein. Mengenvorgaben können, 
sofern dies politisch gewollt ist, ebenso le-
diglich als „Sockel“ fungieren und allein ei-
nen Teil des Gesamtausbaus adressieren. Es 
handelt sich jedenfalls dann um Mindest-
mengenvorgaben, die lediglich eine Unter-
grenze für die Flächenbereitstellung set-
zen. Diese Vorgehensweise lässt Raum für 
individuelle Entscheidungen vor Ort über 
die Ausweisung zusätzlicher Flächen, 

 

content/uploads/2022/02/Stiftung-Umweltenergier-
echt_Reformansaetze-zum-Planungsrecht-von-Wind-
energieanlagen_2022-02-11.pdf. Siehe allerdings auch 
S. Wagner, Klimaschutz durch Raumordnung, 2018, 
S. 322. 
30 Vgl. insofern die förderrechtlichen Regelungen zu 
„besonderen Solaranlagen“ in §§ 37 Abs. 1 Nr. 3 lit. a)–e), 
48 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 lit. a)–e) EEG 2023. 
31 Zur Möglichkeit entsprechender Differenzierungen 
aber D. Günnewig/E. Johannwerner/T. Kelm/J. Metz-
ger/N. Wegner/C. Moog/J. Kamm, Umweltverträgliche 
Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, UBA 

reduziert jedoch zugleich das Maß rechtli-
cher Gewährleistung der Flächenbereitstel-
lung. 

IV. Bindungswirkungen der 
Vorgaben 

Im aktuellen Rechtsrahmen können allein 
die Gemeinden in ihren Bebauungsplänen 
Ausweisungen für PV-Freiflächenanlagen 
treffen und diesen so ein Baurecht ver-
schaffen32. Mengenvorgaben für die planeri-
sche Flächenbereitstellung bzw. ihre Um-
setzung mittels raumordnerischer Gebiets-
festlegungen richten sich daher gegenwär-
tig notwendigerweise an die Gemeinden 
und sollen diese zur Flächenausweisung 
veranlassen. In rechtlicher Hinsicht weisen 
die Mengenvorgaben bzw. ihre Umsetzung 
mittels Gebietsfestlegungen dabei unter-
schiedliche normative Verbindlichkeits-
grade auf, je nachdem welche konkrete 
Ausgestaltungsform für sie gewählt wird  
(1. ). Auch wenn landesrechtliche Mengen-
vorgaben hiernach rein rechtlich betrach-
tet durchaus eine strikte Verbindlichkeit 
aufweisen können, ist eine etwaig erforder-
liche Durchsetzbarkeit der Mengenvorga-
ben gegenüber den planaufstellenden Ge-
meinden derzeit nicht gegeben (2. ). 

1. Normative Verbindlichkeit 

Die rechtliche Verbindlichkeit einer Men-
genvorgabe für den PV-Ausbau bemisst 
sich danach, ob sie als Grundsatz der 
Raumordnung, als Ziel der Raumordnung 
oder in einer eigenständigen landesgesetz-
lichen Regelung verankert wird. 

Als Grundsätze der Raumordnung können 
Mengenvorgaben nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 Hs. 2 

Texte 141/2022, S. 105 f., https://www.umweltbundes-
amt.de/sites/default/files/medien/479/publikatio-
nen/texte_141-2022_umweltvertraegliche_standort-
steuerung_von_solar-freiflaechenanlagen.pdf. 
32 Speziell für PV-Freiflächenanlagen können die Ge-
meinden in (vorhabenbezogenen) Bebauungsplänen 
entsprechende Sondergebiete (§ 11 Abs. 2 Alt. 8 Baunut-
zungsverordnung sowie Versorgungsflächen für die 
Stromerzeugung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB) festsetzen, 
J. Oehlenschläger, Planung und Zulassung von Photo-
voltaikanlagen – Analyse und Reformbedarf, 2019, S. 116. 
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Raumordnungsgesetz (ROG)33 entweder di-
rekt in Raumordnungspläne integriert wer-
den oder gesetzliche Regelungen bilden, 
die außerhalb der Planungshierarchie ste-
hen34. Die Ausgestaltung als Grundsatz der 
Raumordnung bedeutet dabei jedoch eine 
nur begrenzte Bindungswirkung der Vor-
gaben für die adressierten Planungsträger. 
In den für ihre Umsetzung relevanten pla-
nerischen Abwägungen sind grundsatzför-
mige Mengenvorgaben lediglich „zu be-
rücksichtigen“ (§ 4 Abs. 1 S. 1 Var. 2 ROG). Sie 
können zugunsten anderer, höher zu ge-
wichtender Belange überwunden werden35. 
Zudem dirigieren Grundsätze der Raum-
ordnung zwar die planerische Tätigkeit der 
Gemeinden, verpflichten sie aber gerade 
nicht zu einem erstmaligen planerischen 
Tätigwerden36, das im planerischen Außen-
bereich zur Schaffung von Baurechten für 
PV-Freiflächenanlagen zumeist erforderlich 
wäre. 

Eine wesentlich weitgehendere rechtliche 
Bindungswirkung ergibt sich für Mengen-
vorgaben, wenn sie als Ziele der Raumord-
nung formuliert werden. Anders als 
Grundsätze der Raumordnung bilden sie 
dann einen verbindlichen Rahmen für die 
nachfolgenden Planungsentscheidungen, 
in denen sie gemäß § 4 Abs. 1 S. 1 Var. 1 ROG 
strikt „zu beachten“ sind37. Insofern kann 
den Gemeinden zum einen als textliche 
Zielfestlegung in Landes- oder Regionalplä-
nen aufgegeben werden, in einem 

 
33 Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert wor-
den ist. 
34 Ein Beispiel für die gesetzliche Verankerung eines 
Mengenziels als Grundsatz der Raumordnung ist § 21 
S. 1 KlimaG BW. 
35 Vgl. B. Kümper, in: M. Kment (Hrsg.), ROG mit Lan-
desplanungsrecht, 2019, § 3 Rn. 77. 
36 Vgl. demnächst M. Scharpf/N. Wegner, Quantitative 
Steuerung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen in Ba-
den-Württemberg, VBlBW 2025, i. E. 
37 Siehe etwa P. Runkel, in: W. Spannowsky/P. Run-
kel/K. Goppel, ROG, 2. Aufl. 2018, § 3 Rn. 17. 
38 Zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit von Men-
genzielen in Bezug auf die kommunale Planungsho-
heit nach Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG B. Kümper, in: M. Kment 
(Hrsg.), ROG mit Landesplanungsrecht, 2019, § 3 Rn. 72. 
39 S. Grotefels, in: M. Kment (Hrsg.), ROG mit Landespla-
nungsrecht, 2019, § 7 Rn. 54. 
40 BVerwG, Urt. v. 17.09.2003 – 4 C 14/01, juris Rn. 30 ff.; 
B. Kümper, Raumordnung und Bauleitplanung – Rege-
lungsbefugnisse der Raumordnung und Bindungswir-
kungen raumordnerischer Festlegungen für die 

bestimmten Umfang Flächen für die PV 
auszuweisen38. Zum anderen käme ebenso 
in Betracht, in einem bestimmten Umfang 
zeichnerische Vorranggebiete für PV-Frei-
flächenanlagen landesplanerisch festzule-
gen oder deren Festlegung der Regional-
planungsebene aufzugeben, um so eine 
dem Umfang nach umrissene, wenn auch 
nicht bezifferte gemeindliche Verpflich-
tung auszulösen. 

Innerhalb von Vorranggebieten, die eben-
falls Ziele der Raumordnung darstellen39, 
wären die Gemeinden nach überwiegender 
Ansicht dazu verpflichtet, Bebauungspläne 
für die PV aufzustellen (sog. Erstplanungs-
pflicht). Abgeleitet wird dies aus § 1 Abs. 4 
BauGB, wonach die Gemeinden ihre Bau-
leitpläne an die Ziele der Raumordnung 
„anzupassen“ haben40. Das Ziel dieser Rege-
lung, jederzeit eine materielle Konkordanz 
zwischen den einzelnen Planungsebenen 
herzustellen41, kann im derzeitigen Rechts-
rahmen regelmäßig nur durch ein planeri-
sches Tätigwerden der Gemeinden erreicht 
werden. Denn ohne einen entsprechenden 
gemeindlichen Bebauungsplan sind PV-
Freiflächenanlagen nur in engen Grenzen 
als privilegierte Vorhaben zulässig (§ 35 
Abs. 1 Nr. 8 lit. b), Nr. 9 BauGB); als sonstige 
Vorhaben (§ 35 Abs. 2 BauGB) oder im bau-
lichen Innenbereich (§ 34 BauGB)42 können 
Freiflächenanlagen ebenfalls nur in absolu-
ten Ausnahmekonstellationen zu einem 
Baurecht gelangen43. Neben dieser 

Bauleitplanung, ZfBR 2018, S. 119 (126); H.-G. Gierke/ 
M. Blessing, in: H. Brügelmann (Hrsg.), BauGB, 132. EL 
2024, § 1 Rn. 424; P. Runkel/A. Edenharter, in: W. Ernst/ 
W. Zinkahn/W. Bielenberg/M. Krautzberger (Hrsg.), 
BauGB, 157. EL 2024, § 1 Rn. 65b; skeptisch hinsichtlich 
der Herleitung aus § 1 Abs. 4 BauGB mit den Mitteln 
der Auslegung S. Wagner, Klimaschutz durch Raum-
ordnung, 2018, S. 439 ff. m. w. N. 
41 H.-G. Gierke/M. Blessing, in: M. Brügelmann (Hrsg.), 
BauGB, 132. EL 2024, § 1 Rn. 435. 
42 D. Günnewig/E. Johannwerner/T. Kelm/J. Metz-
ger/N. Wegner/C. Moog/J. Kamm, Umweltverträgliche 
Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, UBA 
Texte 141/2022, S. 89 ff., https://www.umweltbundes-
amt.de/sites/default/files/medien/479/publikatio-
nen/texte_141-2022_umweltvertraegliche_standort-
steuerung_von_solar-freiflaechenanlagen.pdf. 
43 H. von Seht, Photovoltaik-Freiflächenanlagen: Ein 
Hoffnungsträger für die Energiewende – Auswirkun-
gen, gesetzlicher Änderungsbedarf und planerische 
Handlungserfordernisse, UPR 2020, S. 257 (262); ebenso 
bereits M. Schmidtchen, Klimagerechte Energieversor-
gung im Raumordnungsrecht, 2014, S. 306. 
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überwiegend aus § 1 Abs. 4 BauGB gefol-
gerten Pflicht existieren in zahlreichen 
Bundesländern zudem gesonderte Er-
mächtigungsgrundlagen im jeweiligen 
Landesplanungsrecht für das Aussprechen 
einer Erstplanungspflicht durch die höhe-
ren Planungsstellen im Einzelfall44. 

Eine hinsichtlich ihrer Verbindlichkeit ent-
sprechende Pflicht der Gemeinden zur Flä-
chenausweisung entsteht darüber hinaus, 
wenn ein Landesgesetz kommunale Teilflä-
chenziele für den PV-Ausbau enthält und 
unmittelbar an die Gemeinden adressiert45. 

Erheblich an Bindungswirkung verlieren 
textliche Mengenvorgaben demgegenüber 
unabhängig von ihrer rechtlichen Ausge-
staltungsform dann, wenn sie nicht auf ein-
zelne Gemeinden, sondern die gesamte 
Landes- oder Regionsfläche bezogen sind46. 
In diesem Fall können Gemeinden letztlich 
in vielen Fällen zutreffend darauf verwei-
sen, dass die auf die gesamte Landesfläche 
bezogene Mengenvorgabe auch ohne ihr 
Zutun verwirklicht werden kann. 

2. Begrenzte praktische 
Durchsetzbarkeit 

Somit können Mengenvorgaben zwar 
rechtlich verbindlich als textliche Ziele der 
Raumordnung, zeichnerische PV-Vorrang-
gebiete oder landesgesetzliche kommunale 
Flächenziele verankert werden. Probleme 
zeigen sich jedoch bei der erforderlichen-
falls gebotenen Durchsetzung dieser 

 
44 Eine solche landesrechtliche Vorschrift ist etwa § 21 
Abs. 1 S. 1 Landesplanungsgesetz Baden-Württemberg 
(LplG BW); mit einer Übersicht zu den landesrechtli-
chen Anpassungs- und Erstplanungsgeboten P. Run-
kel/A. Edenharter, in: W. Ernst/W. Zinkahn/W. Bielen-
berg/M. Krautzberger (Hrsg.), BauGB, 157. EL 2024, § 1 
Rn. 71; vgl. auch W. Schrödter/J. Wahlhäuser, in: 
W. Schrödter (Hrsg.), Baugesetzbuch, 9. Aufl. 2019, § 1 
Rn. 137. 
45 Zu einem solchen Vorgehen in Bezug auf die Erfül-
lung der Flächenbeitragswerte der Länder nach § 3 
Abs. 2 S. 1 Nr. 2 WindBG siehe § 4 Abs. 1 Saarländisches 
Flächenzielgesetz-E (SFZG-E), SL LT-Drs. 17/823, S. 9 f.; 
allgemein hierzu W. Köck, Planungsrechtliche Anforde-
rungen an die räumliche Steuerung der Windenergie-
nutzung – Unter besonderer Berücksichtigung des 
Repowering, ZUR 2010, S. 507 (510); H. von Seht, Raum-
ordnung für die Windkraftnutzung an Land – Ausbau 
erfordert neue Rahmenbedingungen, DÖV 2011, S. 915 
(919); S. Wagner, Integration von fachgesetzlichen und 
fachplanerischen Ausbauzielen für Erneuerbare Ener-
gien in die Raumplanung, ZUR 2021, S. 460 (461). 

Planungspflichten gegenüber den Kommu-
nen. 

Obwohl Rechtsprechung und Literatur 
überwiegend bejahen, dass gemeindliche 
Erstplanungspflichten durch Vorrangge-
biete ausgelöst werden, birgt die Rechts-
lage insofern weiterhin Unsicherheiten. Oft-
mals besteht in der Praxis die Tendenz, al-
lein die abstrakte Möglichkeit solcher Erst-
planungspflichten der Gemeinden 
anzuerkennen, ihr konkretes Vorliegen im 
Einzelfall aber zu verneinen47. Dementspre-
chend werden Vorranggebiete derzeit 
kaum mit dem erkennbaren Bewusstsein 
ausgewiesen, hiermit die Kommunen zur 
Aufstellung von Bebauungsplänen zu ver-
pflichten, während die Kommunen auch 
umgekehrt von keiner solchen Verpflich-
tung ausgehen48. Eine gesetzgeberische 
Klarstellung darüber, dass Vorranggebiete 
durchweg Erstplanungspflichten der Ge-
meinden auslösen, könnte diese Unsicher-
heiten in der Praxis zwar beseitigen49. Aller-
dings wurden entsprechende Gesetzge-
bungsvorhaben in der Vergangenheit auch 
kritisch beurteilt und aus politischer Per-
spektive eine generelle Aushöhlung der ge-
meindlichen Planungshoheit befürchtet50. 

Selbst wenn das Bestehen gemeindlicher 
Erstplanungspflichten gesetzlich klarge-
stellt würde, müssten zudem Mechanismen 
für den Fall vorgesehen werden, dass nicht 
alle Kommunen von sich aus Bebauungs-
pläne im erforderlichen Umfang aufstellen. 
Dies gilt ebenso, wenn an die Gemeinden 
gerichtete Mengenvorgaben als textliche 
Ziele der Raumordnung oder 

46 Ein Beispiel hierfür ist § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 lit. a) NKli-
maG, nach dem „die Erzeugung von Strom durch Frei-
flächenanlagen auf mindestens 0,5 Prozent der Lan-
desfläche bis zum Jahr 2033“ ein niedersächsisches Kli-
maziel ist. 
47 C. Külpmann, Anmerkung zu BVerwG, 4. Senat, Be-
schluss vom 26.08.2019 – 4 BN 1/19, jurisPR-BVerwG 
3/2020 Anm. 5 stellt insofern treffend fest: „Aber mit der 
Erstplanungspflicht im Bauplanungsrecht ist es wie 
mit der dunklen Materie in der Astrophysik: Sie existiert 
(wohl), gesehen hat sie aber noch (fast) niemand.“ 
48 D. Günnewig/E. Johannwerner/T. Kelm/J. Metz-
ger/N. Wegner/C. Moog/J. Kamm, Umweltverträgliche 
Standortsteuerung von Solar-Freiflächenanlagen, UBA 
Texte 141/2022, S. 109, https://www.umweltbundes-
amt.de/sites/default/files/medien/479/publikatio-
nen/texte_141-2022_umweltvertraegliche_standort-
steuerung_von_solar-freiflaechenanlagen.pdf. 
49 Siehe hierzu auch S. Wagner, Klimaschutz durch 
Raumordnung, 2018, S. 452 f. 
50 Siehe etwa BT-Drs. 7/4793, S. 8 f. 
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landesgesetzliche kommunale Teilflächen-
ziele ausgestaltet würden. Für die Durch-
setzung von Planungspflichten steht zwar 
grundsätzlich das Kommunalaufsichtsrecht 
bereit51. Der Einsatz kommunalaufsichts-
rechtlicher Mittel zur Aufstellung von Be-
bauungsplänen ist in der Praxis jedoch mit 
erheblichen politischen Kosten verbunden 
und wird deshalb – soweit ersichtlich – oft-
mals vermieden. Unabhängig davon würde 
weiterhin die reine Vielzahl an Kommunen 
die etwaig erforderliche flächendeckende 
Durchsetzung kommunaler Teilflächenziele 
für den PV-Ausbau erschweren. So würde 
beispielsweise in Baden-Württemberg mit 
seinen 1.101 Kommunen52 allein schon dann 
ein erheblicher Verwaltungsaufwand aus-
gelöst, wenn nur ein Bruchteil der Gemein-
den die Mengenvorgaben nicht vollum-
fänglich umsetzte. 

 
51 Vgl. BVerwG, Urt. v. 17.09.2003 – 4 C 14/01, juris 
Rn. 46 ff. 
52 Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und 
Kommunen Baden-Württemberg, Kommunale Struk-
turen in Baden-Württemberg, https://im.baden-wuert-
temberg.de/de/land-kommunen/starke-kommu-
nen/zahlen-daten-fakten.  

V. Zwischenfazit 

Landesrechtliche Mengenvorgaben für den 
PV-Ausbau können im derzeitigen Rechts-
rahmen zwar normativ verbindlich veran-
kert werden, lassen sich gleichzeitig aber 
nur begrenzt praktisch durchsetzen, sofern 
dies erforderlich sein sollte. Die Steue-
rungswirkung des Rechts ist ohne weiter-
gehende Umsetzungsmechanismen53 inso-
weit begrenzt, als sich insbesondere die 
Mittel der Kommunalaufsicht in der Praxis 
nur bedingt eignen, um Erstplanungs-
pflichten durchzusetzen. Eine effektive Flä-
chenbereitstellung für den PV-Ausbau wird 
aktuell somit allein durch die einschlägigen 
gesetzgeberischen Außenbereichsprivile-
gierungen (§ 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b), Nr. 9 
BauGB) sowie von den Gemeinden aus ei-
genem Antrieb aufgestellte Bebauungs-
pläne geleistet. Demgegenüber können 
landesrechtliche Mengenvorgaben, die sich 
unmittelbar oder mittelbar an die Gemein-
den richten, nur einen beschränkten Ein-
fluss auf die schlussendlich tatsächlich er-
folgende Flächenbereitstellung ausüben. 

53 Einen solchen Umsetzungsmechanismus stellt im 
Windbereich etwa § 249 Abs. 7 BauGB dar: Verfehlen 
die zuständigen Planungsträger die Flächenziele für 
den Windenergieausbau, ermöglicht diese Norm einen 
nicht weiter gesteuerten Zubau der Windenergie auf 
Grundlage der Außenbereichsprivilegierung nach § 35 
Abs. 1 Nr. 5 BauGB. 
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Die Defizite bei der Durchsetzung landes-
rechtlicher Mengenvorgaben gegenüber 
den Gemeinden ließen sich vermeiden oder 
jedenfalls deutlich verringern, wenn die 
Flächenbereitstellung für die PV im Um-
fang der Mengenvorgaben ergänzend zu 
den bisherigen Möglichkeiten und diese 
nicht verdrängend auf die Ebene der 
Raumordnung „hochgezont“ werden 
würde. Voraussetzung hierfür ist, dass die 
Raumordnung durch bundesrechtliche Än-
derungen und eine ggf. erforderliche Um-
setzung in den Ländern zunächst dazu be-
fähigt wird, selbst baurechtsermöglichende 
Ausweisungen für PV-Freiflächenanlagen 
zu treffen (C. I. ). In diesem Fall könnten die 
Mengenvorgaben direkt an die Raumord-
nung gerichtet werden. Zur Umsetzung der 
Mengenvorgaben wäre kein Tätigwerden 
der Gemeinden mehr erforderlich. Selbst 
wenn aber die Umsetzung nicht bei der 
Landesebene selbst, sondern bei der Regio-
nalplanung läge, erscheint eine ausrei-
chende Durchsetzbarkeit der Mengenvor-
gaben gegeben (C. II. ). Bei der Festlegung 
der baurechtsermöglichenden Ausweisun-
gen könnten die bereits vorhandenen Ge-
bietsausweisungen und auch privilegierte 
Flächen in den Gemeinden berücksichtigt 
werden (C. III. ). Nachteile eines solchen 
Steuerungsmechanismus wären dagegen 
in Bezug auf die lokale Akzeptanz des PV-
Freiflächenausbaus und die Berücksichti-
gung der individuellen örtlichen Verhält-
nisse zu sehen (C. IV. ). 

I. Erforderliche Änderungen im 
Bundesrecht 

Damit PV-Freiflächenanlagen auch allein 
nach Maßgabe der Raumordnung zu einem 

 
54 A. Uhle, in: G. Dürig/R. Herzog/R. Scholz (Hrsg.), GG, 
106. EL 2024, Art. 74 Rn. 400. 
55 Vgl. C. D. Bracher/O. Reidt/G. Schiller, Bauplanungs-
recht, 9. Aufl. 2023, Rn. 2.1. 
56 Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 18. Oktober 2023 zur Ände-
rung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 
2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf 

Baurecht gelangen können, wäre das Bun-
desrecht entsprechend anzupassen. Den 
Ländern selbst fehlt in dieser Hinsicht die 
notwendige Gesetzgebungskompetenz, die 
sich in ihrem Fall auf eine Abweichungs-
kompetenz im Bereich der Raumordnung 
beschränkt. Die Schaffung von Baurechten 
ist aber Teil des Bodenrechts nach Art. 74 
Abs. 1 Nr. 18 Var. 2 Grundgesetz (GG)54, von 
dem die Länder aufgrund des insoweit ab-
schließenden Gebrauchs der konkurrieren-
den Gesetzgebungskompetenz nach Art. 72 
Abs. 1 GG durch den Bund ausgeschlossen 
sind55. 

Für die Anpassung des Bodenrechts kom-
men verschiedene Formen einer Außenbe-
reichsprivilegierung in Betracht, deren 
räumlicher Anwendungsbereich planerisch 
durch die Raumordnung festgelegt wird 
und eine gemeindliche Planung im Regel-
fall erübrigt. Sie werden nachfolgend als 
Privilegierungen nach Maßgabe der Pla-
nung oder Raumordnung bezeichnet. Sol-
che Regelungen könnten insbesondere an 
raumordnerische Vorranggebiete für die PV 
anknüpfen. Im derzeitigen Rechtsrahmen 
hat die Ausweisung von PV-Vorranggebie-
ten mangels bodenrechtlicher Wirkung 
noch nicht zur Folge, dass auf den jeweili-
gen Flächen unmittelbar Baurechte für PV-
Anlagen entstehen können. Durch Ände-
rungen im Rahmen von § 35 Abs. 1 BauGB 
(1. ) oder durch Einführung der zuletzt im 
Zuge der Umsetzung der Erneuerbare-
Energien-Richtlinie56 diskutierten Solar-
energiegebiete57 (2. ) könnte PV-Vorrangge-
bieten aber eine baurechtsermöglichende 
Wirkung zukommen, so dass PV-Freiflä-
chenanlagen in diesen Gebieten regelmä-
ßig zulässig wären. 

die Förderung von Energie aus erneuerbaren Quellen 
und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Ra-
tes, ABl. EU L v. 31.10.2023. 
57 Ob deren Umsetzung aktuell noch vom Gesetzgeber 
beabsichtigt ist, ist unklar. Laut Beschlussempfehlung 
und Bericht des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit scheint eine 

 

C. Option 1: Planerische Flächenbereitstellung 
durch die Raumordnung 
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Da die baurechtsermöglichende Wirkung 
unabhängig von einem Zutun der Gemein-
den einträte, würden Außenbereichsprivile-
gierungen nach Maßgabe der Raumord-
nung die Planungshoheit der Gemeinden 
aus Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG beschränken. Dies 
wäre aber gleichwohl verfassungsrechtlich 
zulässig. Ein Eingriff in den absolut ge-
schützten Kernbereich der kommunalen 
Selbstverwaltung läge nicht vor58 und die 
Einschränkung der gemeindlichen Pla-
nungshoheit ließe sich grundsätzlich 
dadurch rechtfertigen, dass die Hochzo-
nung der Flächenbereitstellung für PV-An-
lagen auf die Raumordnungsebene poten-
ziell geeignet, erforderlich und angemes-
sen ist59, um die legitimen Ziele des Klima- 
und Gesundheitsschutzes sowie der Ener-
gieversorgungssicherheit möglichst zeit-
nah durch eine Steigerung der erneuerba-
ren Stromgewinnung zu erreichen. 

1. Außenbereichsprivilegierung nach § 35 
Abs. 1 BauGB in PV-Vorranggebieten 

Als erste Möglichkeit könnte eine Außenbe-
reichsprivilegierung nach Maßgabe der 
Raumordnung in § 35 Abs. 1 BauGB veran-
kert werden. Dort wäre zu bestimmen, dass 
Freiflächenanlagen innerhalb von Vorrang-
gebieten für die PV privilegiert zulässig 
sind60. Auf den erfassten Flächen würden 
sich die PV-Anlagen dann regelmäßig im 

 

Umsetzung der Beschleunigungsgebiete für PV-Frei-
flächenanlagen aktuell nicht beabsichtigt, vgl. Entwurf 
eines Gesetzes zur Umsetzung von Vorgaben der 
Richtlinie (EU) 2023/2413 für Zulassungsverfahren nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz und dem Was-
serhaushaltsgesetz, zur Änderung des Bundeswasser-
straßengesetzes, zur Änderung des Windenergieflä-
chenbedarfsgesetzes und zur Änderung des Bauge-
setzbuchs, BT-Drs. 21/797 v. 08.07.2025. Ob dies auch 
für die Solarenergiegebiete gilt, die nach dem aus der 
letzten Legislaturperiode stammenden Gesetzentwurf 
der Bundesregierung nicht nur der Umsetzung der Be-
schleunigungsgebiete für die PV, sondern auch einer 
Annäherung der planungsrechtlichen Strukturen für 
die PV an diejenigen für die Windenergie dienten und 
eine beschleunigende Wirkung bezweckten, bleibt 
einstweilen offen, vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Um-
setzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 in den Bereichen 
Windenergie an Land und Solarenergie sowie für Ener-
giespeicheranlagen am selben Standort, BT-Drs. 
20/12785 v. 09.09.2024. 
58 Vgl. BVerfG, Beschl. v. 07.05.2001 – 2 BvK 1/00, juris 
Rn. 123. 
59 Dieser Rechtfertigungsmaßstab gilt nach dem durch 
die Selbstverwaltungsgarantie vorgegebenen Aufga-
benverteilungsprinzip bzw. dem Grundsatz der 

Rahmen der sog. nachvollziehenden Abwä-
gung im Genehmigungsverfahren gegen 
anderweitige Belange durchsetzen. Der Ge-
setzgeber hätte die Anlagenmit der Privile-
gierung grundsätzlich planähnlich und -er-
setzend in den Vorranggebieten verortet61. 
Zusätzlich abgesichert würde dies durch 
den relativen Abwägungsvorrang für die er-
neuerbaren Energien nach § 2 EEG 202362. 

Der Gesetzgeber hätte zu entscheiden, ob 
sich eine solche Regelung allein auf neu zu 
planende oder auch auf bereits bestehende 
PV-Vorranggebiete auswirkt. Bei neu zu 
planenden PV-Vorranggebieten wäre die 
baurechtsermöglichende Rechtsfolge die-
ser Ausweisungen in der planerischen Ab-
wägung zu berücksichtigen63. Würden auch 
Bestandsgebiete einbezogen, was der Ge-
setzgeber in der Vergangenheit bei Ände-
rungen des planungsrechtlichen Rechts-
rahmens nur ausnahmsweise getan hat, 
würde jedenfalls die Rechtmäßigkeit beste-
hender PV-Vorranggebiete unberührt blei-
ben, da diese sich einzig nach dem Zeit-
punkt der Beschlussfassung über den 
Raumordnungsplan richtet (§ 11 Abs. 3 S. 1 
ROG), mithin nach dem Zeitpunkt, zu dem 
die PV-Vorranggebiete noch keine bau-
rechtsermöglichende Wirkung hatten. Zu-
dem wäre auch ganz regelmäßig eine 
Funktionslosigkeit des jeweiligen Plans in-
folge der nachträglich beigemessenen bau-
rechtsermöglichenden Rechtsfolge ausge-
schlossen. Die engen Voraussetzungen für 

Verhältnismäßigkeit, V. Mehde, in: G. Dürig/R. Her-
zog/R. Scholz (Hrsg.), GG, 104. EL 2024, Art. 28 Rn. 264 ff. 
60 So H. von Seht, Ausbau der Freiflächen-Photovol-
taik – Unterstützungs- und Steuerungsmöglichkeiten 
der Bundesraumordnung und Landesplanung, Raum-
forschung und Raumordnung 2023, S. 188 (198 f.); ähn-
lich bereits H. von Seht, Photovoltaik-Freiflächenanla-
gen: Ein Hoffnungsträger für die Energiewende – Aus-
wirkungen, gesetzlicher Änderungsbedarf und planeri-
sche Handlungserfordernisse, UPR 2020, S. 257 (262). 
61 Vgl. BVerwG, Urt. v. 20.01.1984 – 4 C 43/81, juris Rn. 19; 
BVerwG, Urt. v. 25.10.1967 – IV C 86.66, juris Rn. 11 f.; 
S. Mitschang/O. Reidt, in: U. Battis/M. Krautzberger/ 
R.-P. Löhr (Hrsg.), BauGB, 15. Aufl. 2022, § 35 Rn. 6. 
62 Ausführlich hierzu F. Sailer/S. Militz, Das überragende 
öffentliche Interesse und die öffentliche Sicherheit 
nach § 2 EEG 2023, Würzburger Studien zum Umwelte-
nergierecht Nr. 31 vom 02.11.2023, https://stiftung-um-
weltenergierecht.de/wp-content/uploads/2023/11/Stif-
tung_Umweltenergierecht_WueStudien_31_Ueberra-
gendes_oeffentliches_Inte-
resse_%C2%A72_EEG_2023.pdf.  
63 Vgl. P. Runkel, in: W. Spannowsky/P. Runkel/K. Gop-
pel, ROG, 2. Aufl. 2018, § 7 Rn. 37. 
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die Annahme einer Funktionslosigkeit64 
dürften hier kaum je gegeben sein. 

Zu regeln wäre darüber hinaus, ob die Privi-
legierung nach Maßgabe der Raumord-
nung bundeseinheitlich gelten soll oder ob 
die Regelung als Länderöffnungsklausel 
ausgestaltet wird und damit allein in den 
Ländern gilt, die davon mittels Umset-
zungsregelung Gebrauch machen. Hiermit 
könnte insbesondere dem heterogenen 
Stand der Flächenbereitstellung in den 
Ländern Rechnung getragen werden. 

2. Solarenergiegebiete auf 
Raumordnungsebene nach § 249b Abs. 5 
BauGB-E 

Weiterhin könnte an die Entwürfe der letz-
ten Legislaturperiode zur Umsetzung der 
novellierten Erneuerbare-Energien-Richtli-
nie im Bereich Solarenergie65 und die dort 
in § 249b BauGB-E66 entworfene Figur der 
Solarenergiegebiete angeknüpft werden, 
um eine Privilegierung nach Maßgabe der 
Raumordnung zu schaffen. Denn auch in-
nerhalb ausgewiesener Solarenergiege-
biete wären PV-Freiflächenanlagen regel-
mäßig zulässig67 und würden sich gegen-
über gewissen Raumbelangen gar noch 
stärker durchsetzen68. 

Nach der Konzeption des damaligen Ent-
wurfs, der mit dem Ende der letzten Legis-
laturperiode allerdings der sachlichen Dis-
kontinuität anheimgefallen ist, können So-
larenergiegebiete in erster Linie in den Flä-
chennutzungsplänen der Gemeinden 
ausgewiesen werden (§ 249b Abs. 1 S. 1 
BauGB-E). Die Gemeinden sollen so die 
Möglichkeit erhalten, die Flächenbereitstel-
lung für PV-Anlagen im Flächennutzungs-
plan zu bündeln und im Sinne der Pla-
nungsbeschleunigung auf gesonderte Be-
bauungsplanverfahren zu verzichten69. Al-
lein von Bedeutung für die vorliegende 
Untersuchung ist indessen, dass die 

 
64 Vgl. M. Bons/M. Jakob/C. Pape/N. Wegner, Auswir-
kungen von Gesetzesänderungen auf Raumordnungs-
pläne am Beispiel aktueller Entwicklungen in Thürin-
gen, UBA Climate Change 67/2021, S. 19, 
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/fi-
les/medien/479/publikationen/cc_67-2021_ad_hoc_ana-
lyse_thueringen.pdf. 
65 Gesetzentwurf der Bundesregierung – Entwurf eines 
Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 
in den Bereichen Windenergie an Land und 

Ausweisung von Solarenergiegebieten 
nach § 249b Abs. 5 BauGB-E auch auf die 
Ebene der Raumordnung hochgezont wer-
den kann. Hiernach können die Länder die 
Möglichkeit für raumordnerische Festle-
gungen eröffnen, nach denen in Vorrang-
gebieten für die PV die baurechtsermög-
lichende Rechtsfolge eines Solarenergiege-
biets gilt. Letztlich werden PV-Vorrangge-
biete somit zu Solarenergiegebieten 
erklärt. Auch hierüber könnte die Raumord-
nung unmittelbar Baurechte für den Anla-
genzubau schaffen, ohne dass es weiterer 
Umsetzungsschritte durch die Gemeinden 
bedarf. Die optionale Hochzonung der So-
larenergiegebiete ließe sich auf diese 
Weise für die hier im Fokus stehenden 
Zwecke einer Mengensteuerung nutzen. 

II. An die Regionalplanung 
adressierte Mengenvorgaben 

Sofern die bundesrechtlich geschaffenen 
Möglichkeiten nicht als unbedingte Rege-
lungen, sondern als Länderöffnungsklau-
seln ausgestaltet werden, müssten die Län-
der sowohl über das Ob ihrer Umsetzung 
als auch – im Rahmen der Öffnungsklau-
sel – das Wie der Implementierung in das 
bestehende Landesplanungsrecht ent-
scheiden und sie mit einer Mengensteue-
rung im Landesrecht verknüpfen. Eine 
Mengenvorgabe auf Landesebene, sei es als 
Vorgabe der Landesentwicklungsplanung 
oder eines hiervon gesonderten Landesge-
setzes, könnte entweder unmittelbar von 
der Landesplanungsebene durch die Aus-
weisung von baurechtsermöglichenden 
Vorrang- bzw. Solarenergiegebieten umge-
setzt werden. Alternativ könnte die Landes-
planung die landesweite Mengenvorgabe 
auch zunächst auf die Planungsregionen 
herunterbrechen und diese zur Auswei-
sung baurechtsermöglichender Gebiete 
verpflichten. Dieses gestufte Vorgehen und 

Solarenergie sowie für Energiespeicheranlagen am sel-
ben Standort, BT-Drs. 20/12785 v. 09.09.2024. Zu dessen 
Schicksal, siehe Fn. 57. 
66 BT-Drs. 20/12785, S. 18 f. 
67 Siehe insofern den übereinstimmenden Wortlaut 
„entgegenstehen“ in § 35 Abs. 1 BauGB sowie § 249b 
Abs. 2 S. 1 Nr. 2 BauGB-E.  
68 Siehe § 249b Abs. 3 BauGB-E, BT-Drs. 20/12785, S. 18. 
69 BT-Drs. 20/12785, S. 64. 
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die Einbindung der Regionalplanung dürf-
ten bruchstückloser gegenüber dem Status 
quo in den Ländern umzusetzen sein und 
dem Gedanken der Subsidiarität entspre-
chen70. Die zahlenmäßige Überschaubar-
keit der Regionalplanungsträger pro Land 
spricht dafür, dass auch so eine effektive 
Kontrolle und Durchsetzung der Mengen-
vorgaben durch die Landesebene möglich 
ist. 

III. Berücksichtigung der planerisch 
ausgewiesenen und privilegierten 
Flächen für die PV in den 
Gemeinden 

Bei der Ausweisung der baurechtsermög-
lichenden Vorrang- bzw. Solarenergiege-
biete stellte sich die Frage, inwieweit be-
reits vorhandene planerische Ausweisun-
gen einerseits und privilegierte Flächen ins-
besondere im Sinne von § 35 Abs. 1 Nr. 8 
lit. b) BauGB andererseits zu berücksichti-
gen wären. Die Landes-71 bzw. die Regional-
planung hätten im Rahmen der planeri-
schen Abwägung das Gegenstromprinzip 
nach § 1 Abs. 3 i. V. m. § 13 Abs. 2 S. 2 ROG 
anzuwenden. Nach diesem stehen die ver-
schiedenen Planungsebenen nicht bloß in 
einem Top-down-Verhältnis zueinander, 
sondern die Gegebenheiten und Erforder-
nisse niederstufiger Planungsräume sollen 
in höherstufige Planungen einfließen72. 
Demzufolge hat die Raumordnungspla-
nung die vorhandenen gemeindlichen Aus-
weisungen in Flächennutzungs- und Be-
bauungsplänen als Belange mit einem be-
sonderen Gewicht in die Abwägung einzu-
stellen (sog. Optimierungsgebot)73. Im 
Ergebnis ist sie zwar nicht strikt an die Pla-
nungen der Gemeinden gebunden, son-
dern hat diese lediglich zu berücksichtigen 
und kann sie im Rahmen der planerischen 
Abwägung nach § 7 Abs. 2 ROG 

 
70 Im Ergebnis ebenso H. von Seht, Ausbau der Freiflä-
chen-Photovoltaik – Unterstützungs- und Steuerungs-
möglichkeiten der Bundesraumordnung und Landes-
planung, Raumforschung und Raumordnung 2023, 
S. 188 (199). 
71 Vgl. E. Hofmann, in: M. Kment (Hrsg.), ROG mit Lan-
desplanungsrecht, 2019, § 1 Rn. 35. 
72 K. Werk, in: A. Schumacher/L. Schumacher/J. Schu-
macher/K. Werk/J. Albrecht (Hrsg.), ROG, 2. Aufl. 2020, 
§ 1 Rn. 39 f. 

überwinden74. Regionalplanerische Festle-
gungen, die mit den gemeindlichen Pla-
nungen nicht kompatibel sind, unterliegen 
jedoch einer besonderen Begründungs-
last75. 

Übertragen auf den dargestellten Steue-
rungsmechanismus hat die Regionalpla-
nung in besonderem Maße zu berücksichti-
gen, wenn einzelne Gemeinden erhebliche 
Flächen für die PV ausgewiesen haben. 
Dies spricht tendenziell dafür, Vorrang- 
bzw. Solarenergiegebiete primär in solchen 
Gemeinden vorzusehen, in denen bisher 
vergleichsweise wenig Flächen für PV-Anla-
gen bereitgestellt wurden. Abweichungen 
hiervon müssten durch besondere fachli-
che Gründe, wie etwa die besondere Eig-
nung eines Gemeindegebiets für den PV-
Ausbau bzw. das Vorhandensein besonders 
großer Potenziale, gedeckt sein. 

Ob im Kontext des Gegenstromprinzips 
auch zu berücksichtigen ist, wie die nach 
§ 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b), Nr. 9 BauGB privile-
gierten Flächen zwischen den Gemeinden 
verteilt sind, erscheint demgegenüber nach 
geltendem Recht nicht eindeutig. Für die 
allgemeine, auch für die Landesplanung 
anwendbare Verankerung des Gegen-
stromprinzips in § 1 Abs. 3 ROG hängt dies 
letztlich vom Verständnis des dortigen Be-
griffs „Teilraum“ ab und davon, ob hierunter 
auch das Gemeindegebiet als solches fällt76. 
§ 13 Abs. 2 S. 2 ROG, der das Prinzip für die 
Regionalplanung regelt, nimmt insofern 
ausdrücklich nur auf die Flächennutzungs-
pläne und die Ergebnisse der von den Ge-
meinden beschlossenen sonstigen städte-
baulichen Planungen Bezug, so dass hier-
nach das Vorhandensein privilegierter Flä-
chen nicht zu berücksichtigen sein dürfte. 
Vor diesem Hintergrund scheint es ratsam, 
die Frage der Berücksichtigung vorhande-
ner planerischer Ausweisungen und insbe-
sondere privilegierter Flächen jedenfalls 
klarstellend in einem Umsetzungsgesetz zu 
regeln. Auf der Grundlage ihrer 

73 E. Hofmann, in: M. Kment (Hrsg.), ROG mit Landes-
planungsrecht, 2019, § 1 Rn. 33 ff. 
74 E. Hofmann, in: M. Kment (Hrsg.), ROG mit Landes-
planungsrecht, 2019, § 1 Rn. 36. 
75 VGH Kassel, Urt. v. 10.05.2012 – 4 C 841/11.N, juris 
Rn. 62. 
76 Dafür E. Hofmann, in: M. Kment (Hrsg.), ROG mit Lan-
desplanungsrecht, 2019, § 1 Rn. 35; dagegen P. Runkel, 
in: W. Spannowsky/P. Runkel/K. Goppel, ROG, 2. Aufl. 
2018, § 1 Rn. 111. 
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Abweichungskompetenz für die Raumord-
nung aus Art. 72 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 GG ist dies 
den Ländern ohne Weiteres möglich. 

IV. Zwischenfazit 

Sollten die Länder eine Mengensteuerung 
im Landesrecht schaffen, könnten sie diese 
als Antwort auf die bislang jedenfalls fak-
tisch fehlende Durchsetzbarkeit von Men-
genvorgaben für die Flächenbereitstellung 
gegenüber den Gemeinden auch an die 
Raumordnung adressieren. Zunächst müss-
ten hierzu unbedingte oder als Länderöff-
nungsklauseln ausgestaltete Änderungen 
im Bodenrecht des Bundes erfolgen, die 
die Raumordnung in die Lage versetzen, 
durch die Ausweisung von Vorrang- bzw. 
Solarenergiegebieten unmittelbar Bau-
rechte für den Anlagenzubau schaffen zu 
können. 

Vorteil einer solchen Konstruktion, die die 
bisherigen Wege zum Baurecht ergänzte, 
wäre, dass die Landesebene hiermit eine 
ausreichende Flächenbereitstellung für den 
PV-Ausbau verlässlicher gewährleisten 
könnte. Eine Beschleunigung des Ausbaus 
wäre zumindest unter dem Aspekt zu er-
warten, dass in der Planungshierarchie dort 
auf die Ebene der Bauleitplanung verzich-
tet werden könnte, wo die Vorrang- bzw. 
Solarenergiegebiete ausgewiesen wurden, 
und für den Fall, dass auch Bestandspla-
nungen die baurechtsermöglichende Wir-
kung zuteilwerden soll77.  

Denkbar erscheint es zudem, dass durch 
die Hochzonung der Flächenbereitstellung 
auf die Raumordnung eine verbesserte Ko-
ordination des Freiflächenausbaus mit dem 
Netzausbau ermöglicht wird78. Auch wenn 
den Gebietsausweisungen gerade keine 
Ausschlusswirkung zukommen soll, könnte 
die Koordination mit dem künftigen Netz-
ausbau dann besser gelingen, wenn die 
baurechtsermöglichende Wirkung der Ge-
biete einen tatsächlichen Zubau an Freiflä-
chenanlagen innerhalb der Gebiete in aus-
reichendem Maße erwarten lässt, so dass 

 
77 H. von Seht, Ausbau der Freiflächen-Photovoltaik – 
Unterstützungs- und Steuerungsmöglichkeiten der 
Bundesraumordnung und Landesplanung, Raumfor-
schung und Raumordnung 2023, S. 188 (199). 
78 In diese Richtung T. Rohlfs/A. Priebs, Umsetzungsbe-
schleunigung für die klimaneutrale Transformation 
Deutschlands – Ein Projekt im Auftrag der Stiftung 

Netzbetreiber diesen frühzeitig zur Grund-
lage ihrer Planungen machen können. In 
jedem Fall wären die Suchräume der 
Raumordnung größer, um bei den Planun-
gen stärker als bislang vorhandene Netzka-
pazitäten und den bereits laufenden Netz-
ausbau zu berücksichtigen. Für eine nähere 
Bewertung bleibt insoweit allerdings der 
weitere Verlauf der politischen Diskussion 
über eine Koordination des Ausbaus von Er-
neuerbare-Energien-Anlagen und Netzen 
abzuwarten.  

Hinzu kommt, dass die Umsetzung dieses 
Ansatzes insgesamt eine relativ geringe 
Komplexität besitzt und – im Rahmen der 
Umsetzung der Erneuerbare-Energien-
Richtlinie – zuletzt ohnehin beabsichtigt 
war. Erforderlich wäre allein eine Imple-
mentierung im Landesrecht, das heißt die 
Verknüpfung mit einer Mengensteuerung 
in den Ländern. 

Nicht übersehen werden dürfen aber auch 
die Nachteile und Risiken des Ansatzes. 
Während die Flächenausweisung auf kom-
munaler Ebene bislang vielfach investoren-
getrieben und damit vorhabenbezogen er-
folgt, wäre die Gebietsausweisung auf 
raumordnerischer Ebene eine echte Ange-
botsplanung. Soweit die Raumordnungs-
planung in der Vergangenheit solche Ange-
botsplanungen für PV-Freiflächenanlagen 
durchgeführt hat, sind die ausgewiesenen 
Flächen allerdings nur teilweise auch tat-
sächlich genutzt worden. Eine Analyse der 
hierfür bestehenden Gründe steht aus. 
Möglich erscheint jedoch, dass im Rahmen 
der Raumordnungsplanung gerade eigen-
tumsbezogene Aspekte mit Bedeutung für 
die Nutzbarkeit der Flächen bislang nicht 
ausreichend in die Planungen einbezogen 
wurden. Dieser Umstand könnte zudem ein 
Indiz für die Grenzen des Ansatzes insge-
samt sein und die Effektivität der Mengen-
steuerung ein Stück weit relativieren. Zwar 
ist zu berücksichtigen, dass die raumordne-
rischen Gebietsausweisungen ergänzend 
erfolgten und die Gemeinden rechtlich 
nicht daran hinderten, an anderen Stellen 
Flächen auszuweisen, womit diese beiden 

Klimaneutralität, S. 3 f., https://netzwerk10.de/wp-con-
tent/uploads/2025/03/Umsetzungsbeschleuni-
gung_Netzwerk10_final.pdf. 
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Wege zu Baurechten nebeneinanderstün-
den und sich gerade nicht ausschlössen. 
Faktisch könnten Gemeinden diese Aus-
weisungen jedoch durchaus unterlassen, 
wenn an anderer Stelle im Gemeindegebiet 
bereits Flächen für solche Nutzungen 
raumordnerisch geöffnet wurden. 

 
79 Siehe hierzu C. Lorenz, Akzeptanzmodelle, 2022, 
S. 36 f. sowie im Weiteren T. Würtenberger, Akzeptanz 
durch Verwaltungsverfahren, NJW 1991, S. 257 (259 ff.). 

Als weiterer Nachteil träte wohl hinzu, dass 
Raumordnungsplanungen trotz vorhande-
ner Öffentlichkeitsbeteiligungen eine ge-
ringere Nähe zu den Menschen vor Ort her-
stellen können und deshalb tendenziell we-
niger dazu geeignet sind, für Akzeptanz 
durch Verfahren zu sorgen79. 
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Option 2 soll die Nachteile von Option 1 
möglichst weitgehend ausgleichen, das 
heißt, sowohl die Nutzbarkeit der ausge-
wiesenen Flächen als auch die Akzeptanz 
der Ausweisungen möglichst nicht beein-
trächtigen. Hierfür sollen die Vorteile einer 
primär kommunalen Flächenplanung mit 
der erhöhten Effektivität der Durchsetzbar-
keit einer Mengensteuerung nach Option 1 
verbunden werden. 

Anders als im Rahmen von Option 1, wo 
raumordnerische Gebietsausweisungen in 
ihrem Umfang gemeindliche Planungen er-
übrigen, wird die Raumordnung in Option 2 
funktional als bloße Rückfalloption ausge-
staltet, die erst dann „auf den Plan tritt“, 
wenn trotz der gemeindlichen Planungen 
ein Lückenschluss zur Erfüllung der Men-
genvorgaben erforderlich wird. Die Raum-
ordnung hätte danach zwei Funktionen: 
Zum einen würde sie als Rückfalloption die 
Erreichung der Mengenvorgaben für die 
Flächenbereitstellung sicherstellen. Zum 
anderen würden die Gemeinden zum eige-
nen planerischen Tätigwerden angereizt80. 
Denn um den Zubau von PV-Freiflächenan-
lagen weiterhin in ihren Gebieten steuern 
zu können, müssten die Gemeinden selbst 
Pläne für diesen aufstellen und dadurch 
verhindern, dass die raumordnerische 
Rückfalloption zum Tragen kommt. Der 
kommunalen Steuerung käme insoweit 

 
80 Detailliert zu diesem Aspekt sogleich Abschnitt D. I.  
81 Voraussetzung dafür, dass den Gemeinden insoweit 
die freie Entscheidung verbleibt, wäre eine Begren-
zung der raumordnungsrechtlichen Kompetenz zur 
Flächenausweisung auf die Höhe des der jeweiligen 
Region zugewiesenen Flächenziels. Der Tatbestand ei-
ner Außenbereichsprivilegierung nach Maßgabe der 
Regionalplanung sähe demnach vor, dass die bau-
rechtsermöglichende Wirkung in den PV-Vorrangge-
bieten nur eintritt, sofern die Gemeinden die dement-
sprechenden Planungen nicht bereits selbst vorge-
nommen haben, vgl. zu diesem Modell einer gegen-
über der gemeindlichen Planung subsidiären 
Außenbereichsprivilegierung J. Otto/N. Wegner, Dis-
kussionspapier: Weiterentwicklung der Außenbe-
reichsprivilegierung von PV-Freiflächenanlagen, Würz-
burger Berichte zum Umweltenergierecht Nr. 56 vom 
16.02.2023, S. 24 ff., https://stiftung-umweltenergier-
echt.de/wp-content/uploads/2023/02/2023-02-
16_Wuerzburger-Bericht_Aussenbereichsprivilegie-
rung-PV-Freiflaechenanlagen.pdf. Bei den 

auch künftig der Vorrang zu. Einerseits 
könnten die Gemeinden nämlich durch ei-
gene Planungen weiterhin über das Wohin 
des Anlagenzubaus in ihrem Gebiet be-
stimmen und zudem entscheiden, ob über 
den von ihnen geforderten planerischen 
Beitrag hinaus Flächen für die PV geöffnet 
werden sollen oder nicht81. Andererseits 
hätten die Gemeinden nicht mehr bzw. nur 
noch in engen Grenzen die Möglichkeit, 
durch schlichtes Nichtstun den PV-Ausbau 
in ihren Gebieten zu verhindern und somit 
das Erreichen der Mengenvorgaben zu un-
terlaufen. Es entfiele ihre vormalige „Veto-
Position“82, die darin bestand, schlicht keine 
Bebauungspläne für die PV aufzustellen 
und damit den Anlagenzubau außerhalb 
der nach § 35 Abs. 1 BauGB privilegierten 
Flächen zu unterbinden. 

Option 2 nähert sich damit in gewissen 
Punkten demjenigen Steuerungsmodell an, 
das auch der Steuerung der Windenergie 
an Land zugrunde liegt, weist im Vergleich 
hierzu aber auch deutliche Unterschiede 
auf. Auch bei der Windenergie an Land soll 
die Flächenbereitstellung im Umfang der 
Flächenbeitragswerte des Windenergieflä-
chenbedarfsgesetzes nach wie vor mög-
lichst planerisch erfolgen (§ 3 Abs. 1, 2 
WindBG). Werden die Flächenbeitrags-
werte allerdings nicht fristgemäß durch die 
zuständigen Planungsträger erreicht, so 

Solarenergiegebieten auf Raumordnungsebene wäre 
die landesrechtliche Öffnungsnorm nach § 249b Abs. 5 
BauGB-E mit einer entsprechenden „Deckelung“ zu 
versehen. Eine solche Möglichkeit ist dabei für die Län-
der als „Minus“ in § 249b Abs. 5 BauGB-E enthalten: 
Wenn die Länder hiernach generell bestimmen kön-
nen, dass PV-Vorranggebiete bei einer entsprechen-
den Festlegung die Rechtswirkungen von Solarener-
giegebieten haben, ist es ihnen ebenso möglich, hier-
für die Voraussetzung aufzustellen, dass insofern keine 
ausreichenden gemeindlichen Planungen vorliegen. 
Ebenso wäre es dem Bundesgesetzgeber möglich, die-
sen Vorrang der gemeindlichen Planungen bereits in 
§ 249b Abs. 5 BauGB-E selbst zu regeln. 
82 J. Otto/N. Wegner, Diskussionspapier: Weiterent-
wicklung der Außenbereichsprivilegierung von PV-
Freiflächenanlagen, Würzburger Berichte zum Umwel-
tenergierecht Nr. 56 vom 16.02.2023, S. 7, https://stif-
tung-umweltenergierecht.de/wp-content/uplo-
ads/2023/02/2023-02-16_Wuerzburger-Bericht_Aussen-
bereichsprivilegierung-PV-Freiflaechenanlagen.pdf. 

D. Option 2: Vorrang gemeindlicher Planung 
und raumordnerischer „Lückenschluss“  
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sieht bereits das Gesetz einen alternativen 
Weg zur Zielerreichung unter Inkaufnahme 
von Steuerungsdefiziten vor. Dieser Weg 
besteht darin, dass Windenergievorhaben 
im gesamten Außenbereich privilegiert, 
also grundsätzlich ohne Zutun der Pla-
nungsträger zulässig bleiben (§ 249 Abs. 2 
i. V. m. § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB), und die Pri-
vilegierung gar noch in ihrer Durchset-
zungskraft gestärkt wird (§ 249 Abs. 7 
BauGB)83. Aus Sicht der ansonsten zustän-
digen Planungsträger liegt hierin ein deut-
licher Steuerungsverlust, der bei einer Ver-
fehlung der Flächenbeitragswerte automa-
tisch eintritt, das heißt ohne eine erneute 
politische Entscheidung. Die Planungsträ-
ger sollen somit gerade dazu motiviert wer-
den, die Flächenbeitragswerte fristgemäß 
planerisch umzusetzen, um so die bevor-
zugte planerische Steuerungsintensität zu 
erreichen. 

Gemeinsam hätte Option 2 mit dem Steue-
rungsmodell bei der Windenergie an Land, 
dass die für die planerische Flächenbereit-
stellung zuständigen Planungsträger ge-
rade dadurch zur Tätigkeit angereizt wer-
den sollen, dass ein alternativer Weg zur 
Zielerreichung geregelt wird, der aus ihrer 
Sicht mit Steuerungsverlusten verbunden 
ist. Anders als bei der Windenergie an Land 
läge die Rechtsfolge aber nicht in einer ge-
bietsweiten allgemeinen Außenbereichspri-
vilegierung, die angesichts der erheblichen 
Flächenpotenziale für PV-Freiflächenanla-
gen einen weitgehend ungesteuerten Aus-
bau bedeuten würde. Vielmehr läge die 
Rechtsfolge hier in einer Privilegierung, die 
nach Maßgabe der Raumordnung auch 
weiterhin, wenn auch gröber, planerisch 
gesteuert würde. 

Rechtlich umgesetzt werden kann Option 2 
durch eine an die Regionalplanung gerich-
tete Pflicht84 zur Ausweisung der bau-
rechtsermöglichenden Vorrang- bzw. Solar-
energiegebiete, die allerdings dadurch be-
dingt würde, dass die reguläre gemeindli-
che Flächenbereitstellung zu einem 
festzulegenden Zeitpunkt hinter dem Aus-
bauziel zurückbleibt (D. I. 1. ). Für den Fall, 
dass die Raumordnung zum „Lücken-
schluss“ planerisch tätig werden muss, 
wirkt wiederum das in der Abwägung zu 

 
83 N. Wegner, in: M. Appel (Hrsg.), BeckOGK – WindBG, 
15.03.2025, § 1 Rn. 5 m. w. N. 

berücksichtigende und ggf. landesrechtlich 
modifizierte Gegenstromprinzip tendenziell 
im Sinne einer relativen Gleichverteilung 
zwischen den einzelnen Gemeinden. Die 
Vorrang- bzw. Solarenergiegebiete sind 
hiernach vornehmlich in solchen Gemein-
den auszuweisen, die bisher keine oder ver-
gleichsweise wenig Flächen für die PV be-
reitgestellt haben (D. I. 2. ).  

Die konstruktive Herausforderung dieses 
Modells besteht jedoch im nicht unwesent-
lichen Komplexitätszuwachs der hierfür zu 
schaffenden landesrechtlichen Umset-
zungsregelung und damit auch des Voll-
zugsaufwands für die Praxis. Dieser Kom-
plexitätszuwachs ist dabei dadurch begrün-
det, dass im Landesgesetz Regeln zu schaf-
fen wären, nach denen die Zielverfehlung 
der Gemeinden zu ermitteln ist und bei de-
ren Feststellung die Raumordnung aktiv 
wird. Vermeiden lässt sich die Komplexität 
letztlich aber nur dadurch, dass dem Tätig-
werden der Raumordnung eine weitere po-
litische Entscheidung vorgeschaltet wird, 
was jedoch seinerseits mit Nachteilen ver-
bunden ist (II. ).  

I. Die Raumordnung als bedingte 
und befristete Rückfalloption zum 
Lückenschluss 

1. Die Verfehlung regionsbezogener 
Ausbauziele als Bedingung für das 
Tätigwerden der Raumordnung 

Anders als bei Option 1 würde die an die 
Raumordnung gerichtete Planungspflicht 
bei Option 2 nicht unbedingt gelten. Hier 
müsste die Raumordnung bzw. die Regio-
nalplanung vielmehr nur dann Vorrang- 
bzw. Solarenergiegebiete ausweisen, wenn 
die Summe aller gemeindlichen Flächen-
ausweisungen in der jeweiligen Region 
nicht ausreicht, um ein auf sie herunterge-
brochenes regionales Ausbauziel für die PV 
zu erreichen85. 

Theoretisch wäre es auch denkbar, dass das 
landesweite Ausbauziel nicht nur auf die 

84 Zu dieser Planungspflicht siehe bereits oben Ab-
schnitt C. II.  
85 Vgl. hierzu bereits oben unter C. II.  
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Regionen heruntergebrochen, sondern für 
jede einzelne Gemeinde konkretisiert 
würde. Dies hätte für die Bedingung der 
raumordnerischen Handlungspflicht zur 
Folge, dass jeweils gesondert zu beurteilen 
wäre, ob auf dem Gebiet einer Gemeinde 
eine ergänzende raumordnerische Flächen-
bereitstellung für die PV angezeigt ist. Al-
lerdings gingen mit einer solchen gemein-
descharfen Ausrichtung des Steuerungs-
mechanismus erhebliche Schwierigkeiten 
einher. Allgemein dürfte sich der erforderli-
che Verwaltungsaufwand mit dem steigen-
den Detailgrad der Zielvorgaben stark er-
höhen. Sofern die Gemeinden hinter dem 
von ihnen geforderten planerischen Beitrag 
zurückblieben, würde die Raumordnung 
zudem in strikter Anknüpfung an die her-
untergebrochenen Zielvorgaben vor der 
Aufgabe stehen, eine hohe Zahl kleinerer 
Vorrang- bzw. Solarenergiegebiete in den 
betroffenen Gemeindegebieten auszuwei-
sen. Die Vorteile einer großräumigen regio-
nalen Suche nach geeigneten Standorten 
und die Möglichkeit zur Ausweisung größe-
rer Standorte würden dadurch erheblich 
beschränkt. Aussichtsreicher, und deshalb 
nachfolgend allein erörtert, erscheint es da-
her, die Bedingung für die Planungspflicht 
der Regionen allein auf regional aufge-
schlüsselte Ausbauziele zu beziehen und 
die hiermit aus Sicht der Gemeinden ein-
hergehenden Nachteile an anderer Stelle 
zu adressieren. 

Definiert würde die Bedingung darüber 
hinaus durch die Festlegung eines Zeit-
punktes, zu dem die Zielerreichung bzw. 
Zielverfehlung festzustellen ist. Diese Be-
fristung bestimmt darüber, wie viel Zeit 
den Gemeinden zukäme, bauleitplanerisch 
ausreichend Flächen für die PV auszuwei-
sen. Letztlich ist die Entscheidung über die-
sen Zeitpunkt eine politische. Die Wahl des 
Zeitpunktes sollte den Gemeinden aber 
ausreichend Zeit für die Flächenauswei-
sung belassen, damit für sie ein Anreiz zum 
Tätigwerden besteht. Auch eine zeitliche 
Staffelung der Ziele wäre denkbar. 

In dem umsetzenden Landesgesetz be-
stünde für die Administrierung der Bedin-
gung zudem weiterer Regelungsbedarf, der 
die Komplexität dieser Option begründet. 
So wären, durchaus vergleichbar mit dem 

 
86 Vgl. hierzu § 5 WindBG. 
87 Vgl. § 4 WindBG. 

Windenergieflächenbedarfsgesetz, Rege-
lungen für die formale Feststellung der Zie-
lerreichung bzw. -verfehlung zu treffen86. 
Darüber hinaus bräuchte es Regeln für die 
Anrechnung ausgewiesener Flächen87. Ob 
diese Regeln angesichts der relativen An-
spruchslosigkeit von PV-Freiflächenanla-
gen ggf. einfacher als bei der Windenergie 
ausfallen könnten, dürfte nicht zuletzt auch 
davon abhängen, welcher Anknüpfungs-
punkt für die regionalen Ausbauziele ge-
wählt wird88. 

Abhängig vom Bezugspunkt der Mengen-
vorgabe müsste für die Zielerreichung bzw. 
-verfehlung beurteilt werden, ob die ge-
meindlichen Ausweisungen in einer Region 
zusammengenommen ein bestimmtes Flä-
chen- oder Leistungsziel für die PV erfüllen. 
Wie bereits dargelegt, könnte bei einer leis-
tungsbezogenen Formulierung des Men-
genziels erwogen werden, auch Aufdachan-
lagen anzurechnen und so einen Anreiz bei 
den Gemeinden zu erzeugen, dass die Dä-
cher im Gemeindegebiet für den Ausbau 
genutzt werden, um hierüber das Maß der 
für Freiflächenanlagen auszuweisenden 
Flächen zu reduzieren. Voraussetzung wä-
ren dann aber auch insoweit zu treffende 
Anrechnungsregelungen. 

Ob es jenseits dessen auch Regelungen 
über qualitative Anforderungen an die aus-
gewiesenen Flächen bräuchte, oder dies 
auf Grundlage allgemeiner Regelungen 
hinreichend gewährleistet wird, wäre eben-
falls zu diskutieren. 

2. Berücksichtigung des 
Gegenstromprinzips zur „gerechten“ 
Verteilung des Ausbaus zwischen den 
Gemeinden 

Falls die Raumordnung aufgrund einer in 
der jeweiligen Region insgesamt nicht aus-
reichenden gemeindlichen Flächenbereit-
stellung zum Zeitpunkt des Fristablaufs 
planerisch tätig werden muss, hat sie im 
Rahmen der planerischen Abwägung wie-
derum das Gegenstromprinzip nach § 1 
Abs. 3 i. V. m. § 13 Abs. 2 S. 2 ROG zu berück-
sichtigen. Hiernach hätte die Regionalpla-
nung die Vorrang- bzw. Solarenergiege-
biete in erster Linie in Gemeinden 

88 Allgemein hierzu bereits oben unter B. I.  
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auszuweisen, die bisher in einem beson-
ders geringen Maß für die PV planerisch tä-
tig geworden sind, könnte diese Maßgabe 
jedoch im Wege der planerischen Abwä-
gung auch überwinden und im Einzelfall 
etwa die besonders großen Potenziale ei-
nes Gemeindegebiets, bereits konkreti-
sierte Planungen einer ambitionierten Ge-
meinde oder Ähnliches berücksichtigen. 

Das Gegenstromprinzip wirkt somit zumin-
dest tendenziell einer zu starken Ungleich-
verteilung des PV-Zubaus zwischen den 
einzelnen Gemeinden einer Region entge-
gen. Im dargestellten Steuerungsmecha-
nismus ist dies deshalb von großer Bedeu-
tung, da die Gemeinden nur dann zum pla-
nerischen Tätigwerden angereizt werden, 
wenn ihre eigenen Planungen den mögli-
chen Einfluss der Raumordnung auf ihrem 
Gebiet zurückdrängen. Da bei der hier be-
trachteten Ausgestaltung, die gerade keine 
gemeindescharfen, sondern regionale Men-
genvorgaben vorsieht, keine Gemeinde für 
sich genommen das Erreichen des regiona-
len Ausbauziels in der Hand hat, muss aus 
ihrer Perspektive sichergestellt sein, dass 
sie nicht für die etwaige planerische Untä-
tigkeit anderer Gemeinden in Anspruch ge-
nommen wird, obwohl sie selbst deutliche 
Planungsbemühungen unternommen hat. 

In Anbetracht der zentralen Bedeutung des 
Gegenstromprinzips bietet es sich an, die-
ses bei der Regelung des Steuerungsme-
chanismus klarstellend hervorzuheben. 
Dazu könnte gemeinsam mit der inhaltlich 
und zeitlich bedingten Planungspflicht nor-
miert werden, dass bestehende gemeindli-
che Flächenausweisungen für die PV über 
das Gegenstromprinzip ein besonderes Ge-
wicht in der regionalplanerischen Abwä-
gung erhalten und damit die Ausweisung 
der Vorrang- bzw. Solarenergiegebiete pri-
mär auf Gemeindegebiete lenken, in denen 
bisher keine oder weniger Flächen für die 
PV bereitgestellt worden sind. 

 
89 Hierzu oben unter B. IV. 2.  

II. Raumordnerisches Tätigwerden 
nach erneuter politischer 
Entscheidung 

Die Ausgestaltung der Raumordnung als 
Rückfalloption, die automatisch für den Fall 
der Verfehlung der Flächenvorgaben auf 
gemeindlicher Ebene greift, setzt wie gese-
hen gesetzliche Regelungen von einer ge-
wissen Komplexität voraus, deren Umset-
zung zudem einen nicht unerheblichen 
Aufwand verursacht. Eine Reduktion von 
Komplexität und Aufwand wäre durch das 
Zwischenschalten einer erneuten politi-
schen Entscheidung möglich und tenden-
ziell umso wirkungsvoller, je weitgehender 
der politische Entscheidungsspielraum und 
je geringer dessen rechtliche Strukturie-
rung wäre. Gleichzeitig würde damit aber 
die effektive Zielerreichung und damit das 
Ziel der Mengensteuerung insgesamt ris-
kiert. 

Gegenstand der erneuten politischen Ent-
scheidung wäre der Bedingungseintritt für 
das Tätigwerden der Raumordnung als 
Rückfalloption. Hierfür wäre nicht nur im 
vorstehend beschriebenen Sinne die for-
male Verfehlung der Flächenziele auf ge-
meindlicher Ebene festzustellen, sondern 
zusätzlich im Wege einer politischen Wer-
tung über die Notwendigkeit des Tätigwer-
dens der Raumordnung zu entscheiden.  

Dieses Vorgehen hätte den Vorteil, dass 
eine formale Bewertung jedes einzelnen 
Teilflächenziels nicht erforderlich wäre und 
es insoweit weder detaillierter Regelungen 
bedürfte noch der mit ihrer Anwendung 
verbundene Aufwand entstünde. Nachteil 
dessen wäre jedoch der Entfall des ansons-
ten vorhandenen gesetzlichen Automatis-
mus und die Notwendigkeit einer weitge-
hend freien politischen Entscheidung der 
Landesebene zulasten der gemeindlichen 
Ebene zu einem Zeitpunkt, zu dem die Um-
setzung der Flächenziele durch die Ge-
meinden nicht vollständig funktioniert hat. 
Gerade an solchen Umständen einer Ent-
scheidungssituation dürfte es allerdings lie-
gen, dass bereits heute zielförmige Vorga-
ben der Raumordnung gegenüber den Ge-
meinden vielfach nicht effektiv durchge-
setzt werden89. Insoweit bestünde das 



 

 

 21

Risiko, dass eine politische Entscheidung 
zugunsten der Zieldurchsetzung in diesem 
Fall unterbleibt. Hinzu käme, dass aufgrund 
der Unsicherheit über die entsprechende 
politische Entscheidung der Anreiz der Ge-
meinden, ausreichend Flächen auszuwei-
sen, deutlich geschwächt werden dürfte, da 
das Erfordernis einer erneuten politischen 
Entscheidung einem gewissen Attentismus 
Vorschub leisten könnte. 

Um die Risiken dieser Variante zu begren-
zen, könnte der politische Entscheidungs-
spielraum zwar wiederum gesetzgeberisch 
verengt und Vorgaben für die Bewertung 
der Situation gemacht werden. Die Ent-
scheidung über das Tätigwerden der 
Raumordnung verbliebe zwar insoweit bei 
der Politik. Die Entscheidungssituation 
würde jedoch auf eine Weise beeinflusst, 
die die Zielgewährleistung stärken würde. 
In Betracht hierfür kämen etwa klare Fris-
ten für eine solche Entscheidung, Vorgaben 
für ein die Entscheidung vorbereitendes 
Monitoring der Flächenausweisungen in 
den Gemeinden oder etwa eine Begrün-
dungspflicht für die politische Entschei-
dung. Solcherlei Maßgaben würden aller-
dings ihrerseits den Aufwand dieser Vari-
ante erhöhen und damit ihren Vorteil ge-
genüber der oben dargestellten Variante 
verringern.  

III. Zwischenfazit 

Option 2 zeigt in verschiedenen Varianten 
Möglichkeiten für eine effektive landes-
rechtliche Mengensteuerung der Flächen-
bereitstellung auf, die weiterhin primär auf 
eine bauleitplanerische Flächenbereitstel-
lung durch die Gemeinden abzielt und da-
neben die Raumordnung durch Bedingung 
und Befristung ihrer Tätigkeit lediglich als 
Rückfalloption zum Lückenschluss vorsieht. 
Durch Bedingung und Befristung kann die 
mögliche Ausweisung der Vorrang- bzw. 
Solarenergiegebiete für die Gemeinden als 
Anreiz wirken, um selbst planerisch tätig zu 
werden. Option 2 schafft für die Gemeinden 
einen klaren Planungshorizont: Entweder 
sie gestalten den PV-Ausbau selbst oder sie 
geben dessen Steuerung mit dem Fristab-
lauf (jedenfalls teilweise) an die Regional-
planung ab. 

Die Vorteile dieser Ausgestaltungsoption 
ergeben sich aus der – verglichen mit 

Option 1 – stärkeren Kontinuität mit dem 
bestehenden Rechtsrahmen. Das Leitbild 
eines primär von den Gemeinden gesteuer-
ten PV-Ausbaus bliebe erhalten, der Eingriff 
in die kommunale Planungshoheit fiele 
deutlich geringer aus als bei Option 1. Zu-
dem könnte durch die weiterhin starke 
Rolle der Gemeinden die akzeptanzför-
dernde Wirkung der Bebauungsplanverfah-
ren genutzt werden und eine detaillierte 
Flächenauswahl für die PV erfolgen, die lo-
kale Umstände wie die Eigentümerinteres-
sen berücksichtigt. Auf der anderen Seite 
würde die weitgehende Erhaltung ge-
meindlicher Planung aber auch bedeuten, 
dass die Vorteile einer raumordnerischen 
Planung, die dort durch den größeren 
Suchraum erzielt werden können, regelmä-
ßig nicht gehoben werden könnten. 

Trotz dieser relativen Kontinuität würde 
sich die gemeindliche Planung durchaus 
erheblich dadurch verändern, dass sie – 
mangels konkreter Projekte – in vielen Fäl-
len nicht länger vorhabenbezogen erfolgte, 
sondern als reine Angebotsplanung statt-
fände. Für die Gemeinden wirft dies nicht 
zuletzt die Frage nach der Finanzierung der 
Planungskosten auf, die bislang vielfach 
von den Vorhabenträgern getragen wurde 
(vgl. § 12 Abs. 1 S. 1 BauGB). 

Zudem hätte die weitgehende Einbindung 
der Gemeinden in die Mengensteuerung 
durch Option 2 den Preis eines erhöhten 
Regelungsbedarfs. Verschiedene Einzelfra-
gen, wie etwa solche zur formalen Feststel-
lung der Zielerreichung bzw. -verfehlung 
sowie der hierbei anrechenbaren Flächen, 
würden im Vergleich zu Option 1 umfang-
reichere und komplexere normative Vorga-
ben erforderlich machen. Ihr Vollzug er-
zeugte wiederum einen höheren Verwal-
tungsaufwand. 

Die folgende Abbildung stellt die beiden 
behandelten Ausgestaltungsoptionen 
übersichtsmäßig dar: 
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Abbildung: Überblick zu den Ausgestaltungsoptionen der Länder (ohne sämtliche Varianten): 
Option 1 in Blau, zusätzliche Elemente von Option 2 in Grün (Quelle: eigene Darstellung) 
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Trotz aktuell anderweitiger Hemmnisse 
wird der zielkonforme PV-Freiflächenaus-
bau im Sinne von § 4 S. 1 Nr. 3, S. 2 EEG 2023 
nur dann gelingen, wenn kontinuierlich 
ausreichend Flächen hierfür bereitgestellt 
werden. Soll ein wesentlicher Teil des Zu-
baus weiterhin nicht bloß auf der Grund-
lage von Außenbereichsprivilegierungen, 
sondern planerischen Ausweisungen erfol-
gen, könnte jedenfalls mittel- und/oder 
langfristig eine Mengensteuerung für die 
planerische Flächenbereitstellung erforder-
lich werden. Denn angesichts der hohen 
und bis 2040 aufrechtzuerhaltenden Aus-
bauvolumina erscheint zumindest fraglich, 
ob die einzelnen Gemeinden, wie es im der-
zeitigen Rechtsrahmen angelegt ist, von 
sich aus dezentral in einem ausreichenden 
Umfang Flächen mittels Bebauungsplänen 
ausweisen werden. 

Hierauf reagierende Mengenvorgaben für 
den PV-Ausbau können mit unterschiedli-
chen Vor- und Nachteilen grundsätzlich so-
wohl flächen- als auch leistungsbezogen 
formuliert werden. Zudem können sie men-
genmäßig auf die Gewährleistung der ins-
gesamt erforderlichen Flächen abzielen 
oder lediglich die Umsetzung eines Teils 
der erforderlichen Flächen anstreben und 
die Bereitstellung im Übrigen den regulä-
ren Instrumenten der Bauleitplanung und 
der planersetzenden gesetzgeberischen 
Privilegierungen überlassen. Weiterhin 
können Mengenvorgaben alle Typen von 
PV-Freiflächenanlagen gleichermaßen ad-
ressieren oder hinsichtlich besonderer An-
lagentypen, wie etwa der Agri-PV, differen-
zieren. 

Im derzeitigen Rechtsrahmen ist es den 
Ländern zwar bereits möglich, solche Men-
genvorgaben mit einer rechtlichen Ver-
bindlichkeit auszustatten. Sofern dies erfor-
derlich sein sollte, lassen sich die Mengen-
vorgaben unter den gegebenen Umstän-
den in der Praxis aber nur begrenzt 
gegenüber den zuständigen Gemeinden 

 
90 Siehe oben Fn. 57. 

durchsetzen. Der Bund könnte jedoch die 
Voraussetzungen für eine effektive Men-
gensteuerung schaffen, ohne sogleich 
selbst Mengenvorgaben in einem „SolarBG“ 
zu formulieren, indem er die Rolle der 
Raumordnung in den Ländern stärkt und 
Vorranggebieten für die PV eine baurechts-
ermöglichende Wirkung beimisst oder eine 
Hochzonung der im Rahmen der Umset-
zung der novellierten Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie in der letzten Legislaturperi-
ode diskutierten Solarenergiegebiete auf 
die Raumordnung zulässt. Die Länder er-
hielten so die Möglichkeit, verbindliche 
Mengenvorgaben für die planerische Flä-
chenbereitstellung zu treffen, deren Um-
setzung nicht exklusiv bei den Gemeinden 
läge. Machen die Länder hiervon Gebrauch, 
erhöhen sie zugleich die Wahrscheinlich-
keit, dass weitere bundesrechtliche Maß-
nahmen für eine ausreichende Flächenbe-
reitstellung für die PV entbehrlich bleiben. 

Mit dem Gesetzgebungsverfahren zur Um-
setzung der novellierten Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie hätte eine konkrete Gele-
genheit bestanden, den Ländern ein Instru-
ment für eine effektive Mengensteuerung 
an die Hand zu geben. Sollte dies, wie es 
derzeit scheint, nicht in diesem Rahmen er-
folgen90, käme auch die in der letzten Le-
gislaturperiode ebenfalls nicht mehr umge-
setzte BauGB-Novelle91 für eine Ausweitung 
der Handlungsmöglichkeiten der Länder in 
Betracht. Die Entscheidung über das Ob ih-
rer Nutzung läge dann genauso bei den 
Ländern wie auch das Wie der Mengen-
steuerung. Für das Wie wurden vorliegend 
zwei Optionen mit verschiedenen Varian-
ten aufgezeigt. 

Option 1 einer planerischen Flächenbereit-
stellung durch die Raumordnung böte die 
Chance für eine konstruktive Einbindung 
der Raumordnung mittels baurechtser-
möglichender Flächenausweisungen. Dies 
würde eine Durchsetzung landesrechtli-
cher Mengenvorgaben ohne eine 

91 Gesetzentwurf der Bundesregierung – Entwurf eines 
Gesetzes zur Stärkung der integrierten Stadtentwick-
lung, BT-Drs. 20/13091 v. 30.09.2024. 

E. Gesamtfazit: Den Ländern Optionen für eine 
effektive Mengensteuerung eröffnen 
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Abhängigkeit von gemeindlichen Planun-
gen gestatten, ließe den Gemeinden je-
doch nach wie vor die Möglichkeit zu eige-
nen Flächenausweisungen. Während ne-
ben der Effektivität des Ansatzes auch die 
größeren Suchräume vorteilhaft für die 
Steuerung gerade großer Anlagenstand-
orte sein könnten, könnten sich allerdings 
gerade für solche Standorte Akzeptanzfra-
gen stellen, wenn eine adäquate Einbin-
dung der lokalen Bevölkerung in die 
Planaufstellungsverfahren der Raumord-
nung nicht gelingt. Zudem ergäben sich Ri-
siken für die Nutzbarkeit der Flächen, wenn 
lokale Gegebenheiten maßstabsbedingt 
nicht ausreichend in den Verfahren abge-
bildet werden.  

Option 2 beruht dagegen auf dem Zielbild 
einer weiterhin gemeindlichen Flächenaus-
weisung, deren Vorteile mit der Effektivität 

einer raumordnerisch durchsetzbaren Men-
gensteuerung verbunden werden. Die 
Raumordnung ist hier allein eine bedingte 
und befristete Rückfalloption und würde 
nur zum Lückenschluss tätig, soweit die ge-
meindliche Flächenausweisung zu einem 
bestimmten Zeitpunkt nicht ausreichend 
erfolgt ist. Der Steuerungsansatz von Op-
tion 2 wahrt damit auf der Primärebene 
eine stärkere Kontinuität mit dem bisheri-
gen Recht und vermeidet Risiken für die 
Akzeptanz und die Berücksichtigung klein-
räumiger Belange. Damit werden aber 
auch die Vorteile einer raumordnerischen 
Flächenausweisung verhindert, die durch 
deren größeren Suchraum erzielt werden 
können. Weiterhin setzt die Einbindung der 
Gemeinden einen deutlich größeren Rege-
lungs- und Vollzugsaufwand in den Län-
dern voraus.  
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Entstanden im Rahmen des Vorhabens: 
„Ansätze für eine quantitative Steuerung des Ausbaus von PV-
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QuantPV-BW wird gefördert mit Mitteln des Landes Baden-
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gie eingerichteten Projektträger. 

            


